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Bekanntmachung der Neufassung der Verbandssatzung des 
Abwasserzweckverbandes „Obere Hahle“ 
 
Heiligenstadt, den 27. Dezember 2002 
 
Der Abwasserzweckverband „Obere Hahle“ hat entsprechend dem § 42 Abs. 2 i. V. m. § 44 Abs. 1 Nr. 3 des 
Gesetzes über die kommunale Gemeinschaftsarbeit - ThürGKG – vom 11. Juni 1992 (GVBl. S. 232), in der 
Fassung der Neubekanntmachung vom 10. Oktober 2001 (GVBl. S. 290), die nachfolgend abgedruckte 
Neufassung der Verbandssatzung angezeigt. 
 
Sie enthält keine genehmigungspflichtigen Teile.  
 
Die Neufassung der Verbandssatzung des Abwasserzweckverbandes „Obere Hahle“ wird hiermit 
entsprechend § 42 Abs. 3 Satz 1 ThürGKG amtlich bekannt gemacht. 
 
 
Landkreis Eichsfeld 
Landratsamt 
Der Landrat 
 
Im Auftrag 
 
gez. Wachtel 
 
 
 
Neufassung der  Verbandssatzung des Abwasserzweckverbandes ”Obere Hahle” 

Die Verbandsversammlung des Abwasserzweckverbandes ”Obere Hahle” beschließt in ihrer Sitzung am 
03.12.2002 folgende Neufassung der Verbandssatzung des Abwasserzweckverbandes ”Obere Hahle”: 
Die Gemeinden                   Berlingerode, 
                                            Brehme, 
                                            Ecklingerode, 
                                            Ferna, 
                                            Hundeshagen, 
                                            Tastungen, 
                                            Teistungen                            
                                            Wehnde 
                                            Wintzingerode  
vereinbaren auf der Grundlage der §§ 16 ff des Thüringer Gesetzes über die Kommunale Gemeinschafts-
arbeit (ThürKGG) vom 10. Oktober 2001 (GVBl. Seite 290) die nachfolgende Verbandssatzung: 
 
 

§ 1 
Name und Sitz 

Der Zweckverband führt den Namen Abwasserzweckverband "Obere Hahle"  und hat seinen Sitz in 
Teistungen, Landkreis Eichsfeld. 
    

§ 2 
Verbandsmitglieder 

Verbandsmitglieder sind die Gemeinden 
                                      Berlingerode, 
                                      Brehme, 
                                      Ecklingerode, 
                                      Ferna, 
                                      Hundeshagen,  
                                      Tastungen, 
                                      Teistungen  
                                      Wehnde, 
                                      Wintzingerode  
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                                                                                       § 3 
Räumlicher Wirkungskreis 

Der räumliche Wirkungskreis des Zweckverbandes umfasst das Gebiet seiner Mitglieder: 
   Berlingerode, 
   Brehme, 
   Ecklingerode, 
   Ferna, 
   Hundeshagen, 
   Tastungen, 
   Teistungen, 
   Wehnde 
   Wintzingerode (ohne OT Bodenstein) 
 

§ 4 
Aufgaben und Befugnisse 

(1) Der Zweckverband hat die Aufgabe, 
1. Abwasserbeseitigungsanlagen zu planen, zu errichten, zu übernehmen, zu erneuern, zu betreiben, zu   
       unterhalten und zu verwalten. 

    2. von den Grundstücken Abwasser abzunehmen. 
    3. für die ordnungsgemäße Ableitung und Beseitigung des Abwassers Sorge zu tragen. 
    4. alle sonstigen Maßnahmen vorzunehmen, die für die Erfüllung der vorgenannten Aufgaben notwendig   
        sind. 
(2) Der Zweckverband begründet ein Entsorgungsverhältnis mit den einzelnen  Anschlussberechtigten und   
     Anschlussverpflichteten eines Verbandsmitgliedes. 
(3) Der Zweckverband ist berechtigt, Abwasser von Nichtmitgliedern abzunehmen. 
(4) Der Zweckverband hat das Recht, Satzungen und Verordnungen für das Gebiet der Verbandsmitglieder  
     zu erlassen. 

§ 5 
Verbandsorgane 

Die Organe des Zweckverbandes sind 
                                     1. die Verbandsversammlung 
                                     2. der Verbandsausschuss 
                                     3. der Verbandsvorsitzende 
 

§ 6 
Verbandsversammlung 

(1) Die Verbandsversammlung besteht aus dem Verbandsvorsitzenden und den übrigen Verbandsräten. 
(2) Die gesetzlichen Vertreter der Verbandsmitglieder gehören kraft Amtes als Verbandsräte der Verbands-

versammlung an.  Im Falle ihrer rechtlichen oder tatsächlichen Verhinderung tritt ihr gesetzlicher Stell-
vertreter an ihre Stelle. 

(3) Jedes Verbandsmitglied entsendet je angefangene 1000 (tausend) Einwohner einen weiteren durch den      
Gemeinderat  zu bestellenden Verbandsrat in die Verbandsversammlung.  
Für jeden Verbandsrat ist ein Stellvertreter zu bestimmen. Das Amt als Verbandsrat bzw. Stellvertreter 
endet mit dem Ende des Wahlamtes. Die Verbandsräte und ihre Stellvertreter üben ihr Amt bis zum 
Dienstantritt der neuen Verbandsräte weiter aus. 

(4) Die weiteren Vertreter der Mitgliedsgemeinden sind dem Abwasserzweckverband ”Obere Hahle”  
mitzuteilen. Die Stimmen einer Mitgliedsgemeinde sind einheitlich abzugeben.  

(5) Die Verbandsversammlung tagt mindestens zweimal jährlich. Die Verbandsversammlung ist einzube-
rufen, wenn dies von einem Drittel der Stimmen der Verbandsmitglieder (Stimmenanteil) unter Angabe 
der Tagesordnung gefordert wird. 

 
§ 7 

Verbandsvorsitzender 
Der Verbandsvorsitzende und sein Stellvertreter werden von der Verbandsversammlung aus ihrer Mitte 
gewählt. 
Der Verbandsvorsitzende beruft die Verbandsräte zu den Sitzungen der Verbandsversammlung schriftlich 
unter Angabe von Zeit und Ort der Sitzung sowie der Beratungsgegenstände ein. Zwischen dem Zugang der 
Ladung und dem Sitzungstag müssen mindestens 10 Tage liegen. In eiligen Fällen kann der Verbands-
vorsitzende die Frist bis auf 24 Stunden abkürzen. Hierauf muss in der Einladung ausdrücklich hingewiesen 
werden.    
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§ 8 
Verbandsausschuss 

(1) Mitglieder des Verbandsausschusses sind 
                               1.  der Verbandsvorsitzende 
                               2.  4 weitere Mitglieder. 
(2) Die Verbandsversammlung bestellt aus ihrer Mitte die weiteren Mitglieder des Verbandsausschusses und   
     für jedes Mitglied einen Stellvertreter. 
 

§ 9 
Zuständigkeit der Verbandsversammlung 

Die Verbandsversammlung beschließt  ausschließlich über  
 1. die Wahl des Verbandsvorsitzenden, seinen Stellvertreter und des Verbandsausschusses 
 2. die Bestellung bzw. Abberufung des Geschäftsleiters 
 3. den Erlass der Haushaltssatzung und den in ihrem Rahmen zu beschließenden Haushaltsplan 
 4. die Verbandsumlage 
 5. die Feststellung des Jahresabschlusses und des Jahresberichtes 
 6. die Entlastung des Verbandsvorsitzenden und des Werkleiters 
 7. die Aufnahme von Darlehen 
 8. die Aufnahme weiterer Verbandsmitglieder 
 9. die Änderung der Verbandssatzung 
10. den Austritt und die Auseinandersetzung bei Ausscheiden von Verbandsmitgliedern 
11. die Auflösung des Verbandes 
12. den Erlass, die Änderung und Aufhebung von Satzungen 
 

§ 10 
Zuständigkeit des Verbandsausschusses 

(1) Der Verbandsausschuss ist zuständig für Angelegenheiten, die ihm durch Beschluss der Verbandsver- 
     sammlung übertragen worden sind. 
(2) Der Verbandsausschuss berät die Angelegenheiten vor, für die die Verbandsversammlung zuständig ist. 
 

§ 11 
Wirtschafts- und Haushaltsführung 

(1) Die Wirtschaft des Zweckverbandes wird zusammen mit der des Eigenbetriebes in sinngemäßer 
Anwendung der für Eigenbetriebe geltenden Vorschriften geführt. Die  Aufgaben des Geschäftsleiters 
werden durch die Werkleitung des Eigenbetriebes wahrgenommen. 

(2) Die Aufgaben der Werkleitung können durch besonderen Vertrag einem Dritten übergeben werden. 
 

§ 12 
Deckung des Finanzbedarfs - Umlageschlüssel 

(1) Der Abwasserweckverband erhebt, soweit die sonstigen Einnahmen nicht ausreichen, zur Deckung 
seines laufenden Finanzbedarfs von den Verbandsmitgliedern eine Verbandsumlage. Umlageschlüssel 
für nicht gedeckte Betriebskosten ist die im abgelaufenen Jahr im Gebiet des einzelnen Verbandsmit-
gliedes am 31. Dezember eines jeden Jahres gemeldete Anzahl der Einwohner. Steht der Umlage-
schlüssel noch nicht  fest, so richten sich die vorläufigen Zahlen nach dem bisherigen Umlageschlüssel. 

(2) Die Betriebskostenumlage wird in der Haushaltssatzung für jedes Wirtschaftsjahr neu festgesetzt. Sie 
werden bei den Verbandsmitgliedern in monatlichen Teilbeträgen erhoben. Die Umlage kann während 
des Wirtschaftsjahren nur durch eine Nachtragshaushaltssatzung geändert werden. 

(3) Ist die Betriebskostenumlage bei Beginn des jeweiligen Wirtschaftsjahres noch nicht festgesetzt, so kann 
der Abwasserzweckverband bis zur Festsetzung vorläufige monatliche Teilbeträge in Höhe der im abge-
laufenen Wirtschaftsjahr erhobenen Monatsteilbeträge erheben. Nach Festsetzung der Umlage für das 
laufende Wirtschaftsjahr ist über die vorläufigen Zahlungen bis zum nächsten Fälligkeitszeitraum 
abzurechnen. 

(4) Für fällige, nicht rechtzeitig entrichtete Umlagebeträge säumiger Verbandsmitglieder können Verzugs-
zinsen bis 1 v.H. im Monat gefordert werden.   

 
§ 13 

Ausscheiden aus dem Zweckverband 
(1) Jedes Verbandsmitglied kann die Mitgliedschaft im Abwasserzweckverband aus wichtigem Grund zum 

Ende eines Kalenderjahres kündigen. Die Kündigung wird fünf Jahre nach dem Ende des Kalenderjahr 
wirksam, in dem die Kündigung erklärt wird.  
Ist es dem Abwasserzweckverband nicht möglich, seinen Personalbestand und den Umfang seiner Ver-
waltungseinrichtungen, die er im Hinblick auf die Durchführung der Aufgaben für die kündigende 
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Mitgliedsgemeinde aufgebaut hat, innerhalb dieser Frist an den verringerten Aufgabenumfang anzu-
passen, ist die austretende Mitgliedsgemeinde verpflichtet, eine angemessene Abstandszahlung an den 
Abwasserzweckverband zu leisten. Daneben besteht die Verpflichtung, einen entsprechenden Anteil 
der Bediensteten des Abwasserzweckverbandes zu übernehmen. 

(2) Mit dem Ausscheiden einer Mitgliedsgemeinde sind die Anlagen und Einrichtungen in dem Gebiet, das 
von dem Abwasserzweckverband nicht mehr unmittelbar versorgt werden soll, auf die ausscheidende 
Mitgliedsgemeinde zu übertragen, soweit sie ausschließlich der Versorgung in deren Gebiet dienen. Die 
ausscheidende Mitgliedsgemeinde hat keinen Anspruch auf die Rückzahlung von Umlagen sowie auf 
das übrige Verbandsvermögen oder einen Teil hiervon, insbesondere nicht auf Anlagen und Anlagen-
teile, die nicht ausschließlich der Entsorgung in ihrem Gebiet dienen. Die ausscheidende Mitglieds-
gemeinde hat dem Abwasserzweckverband einen Betrag zu entrichten, der dem Buchrestwert des 
Anlagenvermögens der zu übertragenen Anlagen und Einrichtungen entspricht. Im übrigen hat sie dem 
Abwasserzweckverband alle Nachteile auszugleichen, die diesem durch den Austritt entstehen. Dies gilt 
auch für die Kosten des Betriebes, der Unterhaltung und der Verwaltung dieser Anlagenteile. Weitere 
Einzelheiten werden in besonderen Vereinbarungen zwischen dem Abwasserzweckverband und der 
ausscheidenden Mitgliedsgemeinde festgelegt. 

(3) Abs. 1 Satz 3 und Abs. 2 gelten entsprechend für Austritte, Ausscheiden durch Rechtsnachfolge und 
Ausschluss von Verbandsmitgliedern. 

 
§ 14 

Auflösung des Zweckverbandes 
(1) Die Beschlüsse über die Auflösung des Abwasserzweckverbandes bedürfen der Zustimmung von zwei 

Dritteln der satzungsmäßigen Stimmenzahl in der Verbandsversammlung. 
 

§ 15 
Dienstsiegel 

Der Abwasserzweckverband "Obere Hahle" Teistungen führt ein Dienstsiegel in Verbindung mit der 
Unterschrift des Verbandsvorsitzenden oder des Werkleiters. 
Der Durchmesser des Dienstsiegels beträgt 25 mm. Die obere Umschrift lautet "Thüringen" (mit dem 
Thüringer Wappen).  Die untere Umschrift lautet "Abwasserzweckverband Obere Hahle". 
 

§ 16 
Amtliche Bekanntmachung 

(1) (1) Die Satzungen und Verordnungen des Abwasserzweckverbandes ”Obere Hahle”   werden im 
Amtsblatt für den Landkreis Eichsfeld bekannt gemacht. Die Satzungen und  Verordnungen können in 
der Geschäfts-stelle des Abwasserzweckverbandes ”Obere Hahle” eingesehen werden. 

(2) Die Verbandsmitglieder sollen in der für die Bekanntmachung ihrer Satzungen vorgesehenen Form auf 
die Veröffentlichung nach Abs. 1 hinweisen. 

 
§ 17 

Inkrafttreten 
Die Neufassung der Verbandssatzung tritt am Tage nach ihrer Bekanntmachung in Kraft. 
Gleichzeitig tritt die Verbandssatzung vom 10.12.1992 mit ihren Änderungen außer Kraft. 
 
 
Ausgefertigt am: 
 
Teistungen, 20. Dezember 2002 
 
 
 
gez. Dornieden     ( Siegel ) 
Verbandsvorsitzender 
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Bekanntmachung der Neufassung der Verbandssatzung des 
Trinkwasserzweckverbandes „Obere Hahle“ 
 
Heiligenstadt, den 27. Dezember 2002 
 
Der Trinkwasserzweckverband „Obere Hahle“ hat entsprechend dem § 42 Abs. 2 i. V. m. § 44 Abs. 1 Nr. 3 
des Gesetzes über die kommunale Gemeinschaftsarbeit - ThürGKG – vom 11. Juni 1992 (GVBl. S. 232), in 
der Fassung der Neubekanntmachung vom 10. Oktober 2001 (GVBl. S. 290), die nachfolgend abgedruckte 
Neufassung der Verbandssatzung angezeigt. 
 
Sie enthält keine genehmigungspflichtigen Teile.  
 
Die Neufassung der Verbandssatzung des Trinkwasserzweckverbandes „Obere Hahle“ wird hiermit 
entsprechend § 42 Abs. 3 Satz 1 ThürGKG amtlich bekannt gemacht. 
 
 
Landkreis Eichsfeld 
Landratsamt 
Der Landrat 
 
Im Auftrag 
 
gez. Wachtel 
 
 
 
Neufassung der  Verbandssatzung des Trinkwasserzweckverbandes ”Obere Hahle” 

Die Verbandsversammlung des Trinkwasserzweckverbandes ”Obere Hahle” beschließt in ihrer Sitzung am 
03.12.2002 folgende Neufassung der Verbandssatzung des Trinkwasserzweckverbandes ”Obere Hahle”: 
Die Gemeinden            Berlingerode 
                                     Brehme 
                                     Ecklingerode 
                                     Ferna 
                                     Hundeshagen 
              Holungen 
                                     Tastungen 
                                     Teistungen                            
                                      Wehnde 
vereinbaren auf der Grundlage der §§ 16 ff des Thüringer Gesetzes über die Kommunale Gemeinschafts-
arbeit (ThürKGG) vom 10. Oktober 2001 (GVBl. Seite 290) die nachfolgende Verbandssatzung: 
 

§ 1 
Name und Sitz 

Der Zweckverband führt den Namen Trinkwasserzweckverband "Obere Hahle"  und hat seinen Sitz in 
Teistungen, Landkreis Eichsfeld. 
    

§ 2 
Verbandsmitglieder 

Verbandsmitglieder sind die Gemeinden 
                                      Berlingerode 
                                      Brehme 
                                      Ecklingerode 
                                      Ferna 
                                      Hundeshagen  
   Holungen 
                                      Tastungen 
                                      Teistungen  
                                      Wehnde 
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                                                                                       § 3 
Räumlicher Wirkungskreis 

Der räumliche Wirkungskreis des Zweckverbandes umfasst das Gebiet seiner Mitglieder: 
    

§ 4 
Aufgaben und Befugnisse 

(1) Der Zweckverband hat die Aufgabe: 
     1. Wasser zu beschaffen und Wasservorkommen zu erschließen 
     2. Wasserversorgungsanlagen zu planen, zu errichten, zu übernehmen, zu erneuern, zu betreiben, zu  
         unterhalten und zu verwalten 
     3. die Einwohner mit Trinkwasser zu versorgen 
     4. Wasser für öffentliche Zwecke bereitzustellen und soweit das verfügbare Wasser ausreicht, für   
         gewerbliche und sonstige Zwecke abzugeben 
     5. alle sonstigen Maßnahmen vorzunehmen, die für die Erfüllung der vorgenannten Aufgaben notwendig     
        sind 
(2) Der Zweckverband begründet ein Versorgungsverhältnis mit den einzelnen Anschlussberechtigten und   
     Anschlussverpflichteten eines Verbandsmitgliedes. 
(3) Der Zweckverband ist berechtigt, Wasser an Nichtmitglieder zu liefern. 
(4) Der Zweckverband verfolgt keine Gewinnerzielungsabsicht. 
(5) Der Zweckverband kann 
     1. andere Unternehmen mit Trink- und Brauchwasser beliefern 
     2. sich an Wasserversorgungsunternehmen beteiligen 
     3. Versorgungseinrichtungen Dritter übernehmen 
(6) Der Zweckverband hat das Recht, Satzungen und Verordnungen im Gebiet der Verbandsmitglieder zu  
     erlassen. 
 

§ 5 
Verbandsorgane 

Die Organe des Zweckverbandes sind 
                                     1. die Verbandsversammlung 
                                     2. der Verbandsausschuss 
                                     3. der Verbandsvorsitzende 
 

§ 6 
Verbandsversammlung 

(1) Die Verbandsversammlung besteht aus dem Verbandsvorsitzenden und den übrigen Verbandsräten. 
(2) Die gesetzlichen Vertreter der Verbandsmitglieder gehören kraft Amtes als Verbandsräte der 

Verbandsversammlung an. Im Falle ihrer rechtlichen oder tatsächlichen Verhinderung tritt ihr 
gesetzlicher Stellvertreter an ihre Stelle. 

(3) Jedes Verbandsmitglied entsendet je angefangene 1000 (tausend) Einwohner einen weiteren durch den 
Gemeinderat  zu bestellenden Verbandsrat in die Verbandsversammlung.  
Für jeden Verbandsrat ist ein Stellvertreter zu bestimmen. Das Amt als Verbandsrat bzw. Stellvertreter 
endet mit dem Ende des Wahlamtes. Die Verbandsräte und ihre Stellvertreter üben ihr Amt bis zum 
Dienstantritt der neuen Verbandsräte weiter aus. 

(4) Die weiteren Vertreter der Mitgliedsgemeinden sind dem Trinkwasserzweckverband ”Obere Hahle” 
mitzuteilen. Die Stimmen einer Mitgliedsgemeinde sind einheitlich abzugeben.  

(5) Die Verbandsversammlung tagt mindestens zweimal jährlich. Die Verbandsversammlung ist 
einzuberufen, wenn dies von einem Drittel der Stimmen der Verbandsmitglieder (Stimmenanteil) unter 
Angabe der Tagesordnung gefordert wird. 

 
§ 7 

Verbandsvorsitzender 
Der Verbandsvorsitzende und sein Stellvertreter werden von der Verbandsversammlung aus ihrer Mitte 
gewählt. 
Der Verbandsvorsitzende beruft die Verbandsräte zu den Sitzungen der Verbandsversammlung schriftlich 
unter Angabe von Zeit und Ort der Sitzung sowie der Beratungsgegenstände ein. Zwischen dem Zugang der 
Ladung und dem Sitzungstag müssen mindestens 10 Tage liegen. In eiligen Fällen kann der Verbands-
vorsitzende die Frist bis auf 24 Stunden abkürzen. Hierauf muss in der Einladung ausdrücklich hingewiesen 
werden.    
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§ 8 
Verbandsausschuss 

(1) Mitglieder des Verbandsausschusses sind 
                               1.  der Verbandsvorsitzende 
                               2.  4 weitere Mitglieder 
(2) Die Verbandsversammlung bestellt aus ihrer Mitte die weiteren Mitglieder des Verbandsausschusses und   
     für jedes Mitglied einen Stellvertreter. 
 

§ 9 
Zuständigkeit der Verbandsversammlung 

Die Verbandsversammlung beschließt  ausschließlich über  
 1. die Wahl des Verbandsvorsitzenden, seinen Stellvertreter und des Verbandsausschusses 
 2. die Bestellung bzw. Abberufung des Geschäftsleiters 
 3. den Erlass der Haushaltssatzung und den in ihrem Rahmen zu beschließenden Haushaltsplan 
 4. die Verbandsumlage 
 5. die Feststellung des Jahresabschlusses und des Jahresberichtes 
 6. die Entlastung des Verbandsvorsitzenden und des Werkleiters 
 7. die Aufnahme von Darlehen 
 8. die Aufnahme weiterer Verbandsmitglieder 
 9. die Änderung der Verbandssatzung 
10. den Austritt und die Auseinandersetzung bei Ausscheiden von Verbandsmitgliedern 
11. die Auflösung des Verbandes 
12. den Erlass, die Änderung und Aufhebung von Satzungen 
 

§ 10 
Zuständigkeit des Verbandsausschusses 

(1) Der Verbandsausschuss ist zuständig für Angelegenheiten, die ihm durch Beschluss der  Verbands- 
     versammlung übertragen worden sind. 
(2) Der Verbandsausschuss berät die Angelegenheiten vor, für die die Verbandsversammlung zuständig ist. 
 

§ 11 
Wirtschafts- und Haushaltsführung 

(1) Die Wirtschaft des Zweckverbandes wird zusammen mit der des Eigenbetriebes in sinngemäßer 
Anwendung der für Eigenbetriebe geltenden Vorschriften geführt. Die  Aufgaben des Geschäftsleiters 
werden durch die Werkleitung des Eigenbetriebes wahrgenommen. 

(2) Die Aufgaben der Werkleitung können durch besonderen Vertrag einem Dritten übergeben werden. 
 

§ 12 
Deckung des Finanzbedarfs - Umlageschlüssel 

(1) Der Trinkwasserweckverband erhebt, soweit die sonstigen Einnahmen nicht ausreichen, zur Deckung 
seines laufenden Finanzbedarfs von den Verbandsmitgliedern eine Verbandsumlage. Umlageschlüssel 
für nicht gedeckte Betriebskosten ist die im abgelaufenen Jahr im Gebiet des einzelnen 
Verbandsmitgliedes am 31. Dezember eines jeden Jahres gemeldete Anzahl der Einwohner. Steht der 
Umlageschlüssel noch nicht  fest, so richten sich die vorläufigen Zahlen nach dem bisherigen 
Umlageschlüssel. 

(2) Die Betriebskostenumlage wird in der Haushaltssatzung für jedes Wirtschaftsjahr neu festgesetzt. Sie 
werden bei den Verbandsmitgliedern in monatlichen Teilbeträgen erhoben. Die Umlage kann während 
des Wirtschaftsjahren nur durch eine Nachtragshaushaltssatzung geändert werden. 

(3) Ist die Betriebskostenumlage bei Beginn des jeweiligen Wirtschaftsjahres noch nicht festgesetzt, so kann 
der Trinkwasserzweckverband bis zur Festsetzung vorläufige monatliche Teilbeträge in Höhe der im 
abgelaufenen Wirtschaftsjahr erhobenen Monatsteilbeträge erheben. Nach Festsetzung der Umlage für 
das laufende Wirtschaftsjahr ist über die vorläufigen Zahlungen bis zum nächsten Fälligkeitszeitraum 
abzurechnen. 

(4) Für fällige, nicht rechtzeitig entrichtete Umlagebeträge säumiger Verbandsmitglieder können 
Verzugszinsen bis 1 v.H. im Monat gefordert werden.   

 
§ 13 

Ausscheiden aus dem Zweckverband 
(1) Jedes Verbandsmitglied kann die Mitgliedschaft im Trinkwasserzweckverband aus wichtigem Grund zum 

Ende eines Kalenderjahres kündigen. Die Kündigung wird fünf Jahre nach dem Ende des Kalenderjahr 
wirksam, in dem die Kündigung erklärt wird.  
Ist es dem Trinkwasserzweckverband nicht möglich, seinen Personalbestand und den Umfang seiner 
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Verwaltungseinrichtungen, die er im Hinblick auf die Durchführung der Aufgaben für die kündigende 
Mitgliedsgemeinde aufgebaut hat, innerhalb dieser Frist an den verringerten Aufgabenumfang 
anzupassen, ist die austretende Mitgliedsgemeinde verpflichtet, eine angemessene Abstandszahlung an 
den Trinkwasserzweckverband zu leisten. Daneben besteht die Verpflichtung, einen entsprechenden 
Anteil der Bediensteten des Trinkwasserzweckverbandes zu übernehmen. 

(2) Mit dem Ausscheiden einer Mitgliedsgemeinde sind die Anlagen und Einrichtungen in dem Gebiet, das 
von dem Trinkwasserzweckverband nicht mehr unmittelbar versorgt werden soll, auf die ausscheidende 
Mitgliedsgemeinde zu übertragen, soweit sie ausschließlich der Versorgung in deren Gebiet dienen. Die 
ausscheidende Mitgliedsgemeinde hat keinen Anspruch auf die Rückzahlung von Umlagen sowie auf 
das übrige Verbandsvermögen oder einen Teil hiervon, insbesondere nicht auf Anlagen und 
Anlagenteile, die nicht ausschließlich der Entsorgung in ihrem Gebiet dienen. Die ausscheidende 
Mitgliedsgemeinde hat dem Trinkwasserzweckverband einen Betrag zu entrichten, der dem 
Buchrestwert des Anlagenvermögens der zu übertragenen Anlagen und Einrichtungen entspricht. Im 
übrigen hat sie dem Trinkwasserzweckverband alle Nachteile auszugleichen, die diesem durch den 
Austritt entstehen. Dies gilt auch für die Kosten des Betriebes, der Unterhaltung und der Verwaltung 
dieser Anlagenteile. Weitere Einzelheiten werden in besonderen Vereinbarungen zwischen dem 
Trinkwasserzweckverband und der ausscheidenden Mitgliedsgemeinde festgelegt. 

(3) Abs. 1 Satz 3 und Abs. 2 gelten entsprechend für Austritte, Ausscheiden durch Rechtsnachfolge und 
Ausschluss von Verbandsmitgliedern. 

 
§ 14 

Auflösung des Zweckverbandes 
(1) Die Beschlüsse über die Auflösung des Trinkwasserzweckverbandes bedürfen der Zustimmung von 

zwei Dritteln der satzungsmäßigen Stimmenzahl in der Verbandsversammlung. 
 

§ 15 
Dienstsiegel 

Der Trinkwasserzweckverband "Obere Hahle" Teistungen führt ein Dienstsiegel in Verbindung mit der 
Unterschrift des Verbandsvorsitzenden oder des Werkleiters. 
Der Durchmesser des Dienstsiegels beträgt 25 mm. Die obere Umschrift lautet "Thüringen" (mit dem 
Thüringer Wappen).  Die untere Umschrift lautet "Trinkwasserzweckverband Obere Hahle". 
 

§ 16 
Amtliche Bekanntmachung 

(1) (1) Die Satzungen und Verordnungen des Trinkwasserzweckverbandes ”Obere Hahle”   werden im 
Amtsblatt für den Landkreis Eichsfeld bekannt gemacht. Die Satzungen und  Verordnungen können in 
der Geschäftsstelle des Trinkwasserzweckverbandes ”Obere Hahle” eingesehen werden. 

(2) Die Verbandsmitglieder sollen in der für die Bekanntmachung ihrer Satzungen vorgesehenen Form auf 
die Veröffentlichung nach Abs. 1 hinweisen. 

 
§ 17 

Inkrafttreten 
Die Neufassung der Verbandssatzung tritt am Tage nach ihrer Bekanntmachung in Kraft. 
Gleichzeitig tritt die Verbandssatzung vom 11.11.1992 mit ihren Änderungen außer Kraft. 
 
 
Ausgefertigt am: 
 
Teistungen, 20. Dezember 2002 
 
 
 
gez. Dornieden     ( Siegel ) 
Verbandsvorsitzender 
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Wasser- und Abwasserzweckverband „Eichsfelder Kessel"  
 
Ergänzende Bestimmungen des Wasser- und Abwasserzweckverbandes „Eichsfelder 
Kessel"  zur "Verordnung über Allgemeine Bedingungen für die Versorgung mit 
Wasser" (AVBWasserV) vom 20. Juni 1980 

 
I N H A L T S V E R Z E I C H N I S     
             
  1. Zu §   2 AVBWasserV – Vertragsabschluss 
  2. Zu §   3 AVBWasserV - Bedarfsdeckung  
  3. Zu §   4 AVBWasserV - Art der Versorgung  
  4. Zu §   8 AVBWasserV - Grundstücksbenutzung  
  5. Zu §   9 AVBWasserV - Baukostenzuschüsse  
  6. Zu § 10 AVBWasserV - Hausanschluss und Hausanschlusskosten 
  7. Zu § 11 AVBWasser V - Messeinrichtungen an der Grundstücksgrenze  
  8. Zu § 12 AVBWasserV- Kundenanlage  
  9. Zu §§ 13, 15, 18 und 33 AVBWasserV  - Inbetriebsetzung der Kundenanlage und Messeinrichtungen 
10. Zu § 16 - Zutrittsrecht  
11. Zu § 17 AVBWasser V - Technische Anschlussbedingungen 
12. Zu § 19 AVBWasser V - Nachprüfung von Messeinrichtungen 
13. Zu § 22 AVBWasser V - Verwendung des Wassers  Mietbedingungen für Standrohre mit Wasserzähler 
14. Zu §§ 24, 25 AVBWasser V - Abrechnung, Abschlagszahlung  
15. Zu § 27 AVBWasser V - Zahlung, Verzug  
16. Tarifpreise für die Versorgung mit Trinkwasser  
17. Umsatzsteuer 
18. Sonderleistungen 
19. Änderungen  
20. Inkrafttreten  
 
 

1.  Zu § 2 AVBWasserV - Vertragsabschluss 
1.1 Der WAZV „Eichsfelder Kessel“ (im folgenden Wasserzweckverband genannt) liefert auf der Grundlage 

eines privatrechtlichen Versorgungsvertrages Wasser an seine Kunden. Ein Vertrag kommt auch 
zustande durch einen entsprechenden Antrag des Kunden auf Anschluß und erteilte Genehmigung des 
Wasserzweckverbandes sowie Bezahlung des Baukostenzuschusses und der Hausanschlusskosten. 

1.2 Der Versorgungsvertrag wird im allgemeinen mit dem Eigentümer oder dem Erbbauberechtigten des 
anzuschließenden Grundstückes abgeschlossen. In Ausnahmefällen kann der Vertrag auch mit dem 
Nutzungsberechtigten, z.B. Mieter, Pächter, Nießbraucher, abgeschlossen werden (vgl. § 8 Abs. 5 
AVBWasserV), wenn der Eigentümer sich zur Erfüllung des Vertrages mit verpflichtet. 

1.3 Werden mehrere Grundstückseigentümer bzw. Verwalter von Wohnungen über eine Anschlussleitung 
mit Wasser versorgt, so haften sie gegenüber dem Wasserzweckverband gesamtschuldnerisch. 

1.4 Sofern es sich um eine Wohnungseigentümergemeinschaft handelt, wird der Versorgungsvertrag mit der 
Gemeinschaft abgeschlossen. Jeder Wohnungseigentümer haftet als Gesamtschuldner. Die 
Wohnungseigentümergemeinschaft verpflichtet sich, den Verwalter oder eine andere Person zu 
bevollmächtigen, alle Rechtsgeschäfte aus dem Versorgungsvertrag für die Wohnungseigentümer mit 
dem Wasserzweckverband wahrzunehmen und personelle Änderungen, die die Haftung der 
Wohnungseigentümer berühren, dem Wasserzweckverband unverzüglich mitzuteilen. Wird ein Vertreter 
nicht benannt, so sind die an einen Wohnungseigentümer abgegebenen Erklärungen des 
Wasserzweckverbandes auch für die übrigen Eigentümer rechtswirksam. Das gleiche gilt, wenn das 
Eigentum an dem versorgten Grundstück mehreren Personen gemeinschaftlich zusteht 
(Gesamteigentum und Miteigentum nach Bruchteilen). 

1.5 Wohnt der Kunde nicht im Inland, so hat er einen Zustellungsbevollmächtigten zu benennen. 
 

2.  Zu § 3 AVBWasserV - Bedarfsdeckung 
2.1 Zwischen einer eigenen Wasserversorgungsanlage und dem öffentlichen Versorgungsnetz ist keine 

unmittelbare Verbindung zulässig. 
2.2 Wenn die zeitweilige Absperrung länger als 1 Jahr dauert, so ist nach DIN 1988 die 

Hausanschlußleitung durch den Wasserzweckverband vom Versorgungsnetz abzutrennen. Die Kosten 
dafür trägt der Kunde. 
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3.  Zu § 4 Abs. 4 AVBWasserV - Art der Versorgung 
3.1 Der Wasserzweckverband stellt Wasser in einer Beschaffenheit zur Verfügung, die den 

Mindestanforderungen der Trinkwasserverordnung entspricht. Darüber hinausgehende Anforderungen 
sind durch den jeweiligen Kunden selbst zu erfüllen. 

3.2 Eine Druckerhöhung für Gebäude, für deren Versorgung ein über dem Durchschnitt des 
Versorgungsgebietes liegender Versorgungsdruck notwendig wird, ist durch den Kunden zu 
gewährleisten. Dies betrifft insbesondere die Verpflichtung des Kunden, die Kosten für die Installation, 
den laufenden Betrieb sowie die Unterhaltung, Reparatur und Erneuerung der abnehmereigenen, den 
Regeln der Technik entsprechenden Druckerhöhungsanlagen zu tragen. 

3.3 In historisch gewachsenen Versorgungsgebieten ist der Wasserzweckverband nicht verpflichtet, einen 
höheren als in diesem Netz möglichen Versorgungsdruck zu liefern. 

3.4 Maßnahmen des Kunden, z. B. Einbau von Druckerhöhungsanlagen, Dosiergeräten usw. dürfen keine 
nachteiligen Auswirkungen auf das Versorgungsnetz (Verteilungsnetz und Hausanschluss) haben und 
gehen zu Lasten des Kunden. 

 
4. Zu § 8 AVBWasserV – Grundstücksbenutzung 

4.   Kann ein Grundstück nur durch Verlegung einer Anschlussleitung über ein vorhergehendes, fremdes 
Privatgrundstück, welches nicht an die Wasserversorgung angeschlossen ist, vom Eigentümer nicht in 
wirtschaftlichem Zusammenhang mit der Wasserversorgung genutzt wird oder für das die Möglichkeit 
der Wasserversorgung sonst nicht wirtschaftlich vorteilhaft ist, versorgt werden, hat der künftige 
Anschlussnehmer seinem Antrag auf Anschluss die zugunsten des Wasserzweckverbandes 
eingetragene Grunddienstbarkeit zur Sicherung des Leitungsrechtes beizufügen. 

 
5.  Zu § 9 AVBWasserV - Baukostenzuschüsse 

5.1 Der Anschlussnehmer zahlt dem Wasserzweckverband bei Anschluss an das Leitungsnetz des Wasser-
zweckverbandes bzw. bei einer wesentlichen Erhöhung seiner Leistungsforderung einen Zuschuss zu 
den Kosten der örtlichen Verteilungsanlagen (Baukostenzuschuss). Der Baukostenzuschuss errechnet 
sich aus den Kosten, die für die Erstellung oder Verstärkung der örtlichen Verteilungsanlagen erforder-
lich sind. 
Die örtlichen Verteilungsanlagen sind die der Erschließung des Versorgungsbereiches dienenden  
Hauptleitungen, Versorgungsleitungen, Behälter,  Armaturen, Druckerhöhungs- und sonstige zugehörige 
Anlagen. Der Versorgungsbereich richtet sich nach der versorgungsrechtlichen Ausbaukonzeption für die 
örtlichen Verteilungsanlagen. 

5.2 Als Baukostenzuschuss zu den auf den Anschlussnehmer entfallenden Kosten für die Erstellung oder    
      Verstärkung der örtlichen Verteilungsanlagen gilt ein Anteil von 70 von Hundert dieser Kosten. 

Der Baukostenzuschuss beträgt:  BKZ (in €)  =   0,7 x  K    x        NF     . 
                                                                                                                   Summe NF 

Es bedeuten: 
K                      Anschaffungs- und Herstellungskosten für die Erstellung der örtlichen Verteilungsanlagen 
NF: Nutzfläche des anzuschließenden Grundstückes 
Summe NF: Summe der Nutzflächen aller Grundstücke, die im betreffenden Versorgungsbereich an   
                        die  Verteilungsanlagen angeschlossen werden können 
Der Berechnungsmaßstab für den Baukostenzuschuss ist die gewichtete Grundstücksfläche. Die gewich-
tete Grundstücksfläche ergibt sich durch Vervielfachen der Grundstücksfläche mit dem Nutzungsfaktor. 

5.3 Als Grundstücksfläche gilt 
1. bei Grundstücken im Bereich eines Bebauungsplanes die Fläche, die der Ermittlung der zulässigen 

Nutzung zugrunde zu legen ist; 
2. bei Grundstücken außerhalb des Geltungsbereichs eines Bebauungsplanes, 

a) die insgesamt innerhalb des im Zusammenhang bebauten Ortsteiles (§ 34 BauGB) liegen, die 
     Gesamtfläche des Grundstücks, 
b)  die sich vom Innenbereich (§ 34 BauGB) über die Grenzen des Bebauungszusammenhangs   
     hinaus in den Außenbereich erstrecken 

aa) soweit sie an eine Erschließungsanlage angrenzen, die Fläche zwischen der gemeinsamen   
      Grenze der Grundstücke mit der Erschließungsanlage und einer der ortsüblichen Bebauung  
      entsprechenden Grundstückstiefe (Tiefenbegrenzung); Grundstücksteile, die lediglich die  
      wegemäßige Verbindung zur Erschließungsanlage herstellen, bleiben bei der Bestimmung  
      der Grundstückstiefe unberücksichtigt. Diese betragen in den Mitgliedsgemeinden: 
     Gemeinden A, B, C 
     Gemeinden D, E, F, 
     Gemeinden G, H. 
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Überschreitet die beitragsrechtlich relevante tatsächliche Nutzung diese Abstände, so fällt die 
Linie zusammen mit der hinteren Grenze der tatsächlichen Nutzung. 
bb) die Fläche zwischen der, der öffentlichen Einrichtung zugewandten Grundstücksseite und 

einer parallel dazu verlaufenden Linie, deren Abstand durch die rückwärtige Grenze der 
zulässigen baulichen, gewerblichen oder sonstigen vergleichbaren beitragsrechtlich 
relevanten Nutzung bestimmt wird; 

3. bei bebauten Grundstücken im Außenbereich (§ 35 BauGB) die Grundfläche der an die 
Wasserversorgungsanlage angeschlossenen Baulichkeiten geteilt durch die Grundflächenzahl 0,2, 
höchstens jedoch die tatsächliche Fläche des Buchgrundstücks. Die so ermittelte Fläche wird diesen 
Baulichkeiten dergestalt zugeordnet, dass ihre Grenzen jeweils im gleichen Abstand von den 
Außenwänden der Baulichkeiten verlaufen, wobei bei einer Überschreitung der Grundstücksgrenze 
durch diese Zuordnung eine gleichmäßige Flächenergänzung auf dem Grundstück erfolgt; 

4. bei Grundstücken, für die im Bebauungsplan die Nutzung als Sportplatz, Friedhof oder Kleingarten 
im Sinne des Bundeskleingartengesetzes festgesetzt ist, oder die innerhalb eines im 
Zusammenhang bebauten Ortsteils (§ 34 BauGB) tatsächlich so genutzt werden, die Grundfläche 
der an die Wasserversorgungsanlage angeschlossenen Baulichkeiten geteilt durch die 
Grundflächenzahl 0,2, höchstens jedoch die tatsächliche Fläche des Buchgrundstücks. Die ermittelte 
Fläche wird diesen Baulichkeiten dergestalt zugeordnet, dass ihre Grenzen jeweils im gleichen 
Abstand von den Außenwänden der Baulichkeiten verlaufen, wobei bei einer Überschreitung der 
Grundstücksgrenze durch diese Zuordnung eine gleichmäßige Flächenergänzung auf dem 
Grundstück erfolgt. 

5.4 Der Nutzungsfaktor beträgt: 
1. bei Grundstücken, die in einer der baulichen oder gewerblichen Nutzung vergleichbaren 
      Weise genutzt werden können (z.B. Friedhöfe, Sportanlagen, Campingplätze, Freibäder, 
      Stellplätze oder Dauerkleingärten) oder nur untergeordnet bebaubar oder untergeordnet 
      gewerblich nutzbar sind          1,0 
2. bei Grundstücken mit einer Bebaubarkeit mit einem Vollgeschoss                           1,0 
3. für jedes weitere Vollgeschoss erhöht sich der Nutzungsfaktor um                            0,5 

5.5 Für die Zahl der Vollgeschosse im Sinne von Ziffer 5.4 gilt: 
1. die im Bebauungsplan festgesetzte höchstzulässige Zahl der Vollgeschosse 
2. soweit der Bebauungsplan statt der Vollgeschosszahl eine Baumassenzahl festsetzt, die 

Baumassenzahl geteilt durch 3,5. Dabei werden Bruchzahlen bis einschließlich 0,4 auf die 
vorausgehende volle Zahl abgerundet und solche über 0,4 auf die nächstfolgende Zahl aufgerundet 

3. soweit kein Bebauungsplan besteht oder in dem Bebauungsplan weder die Zahl der Vollgeschosse 
noch die Baumassenzahl bestimmt ist, die Zahl der zulässigen Vollgeschosse nach der in der  
näheren Umgebung überwiegend vorhandenen Bebauung 

4. die Zahl der tatsächlichen Vollgeschosse, sofern diese Zahl höher ist als die nach Ziffer 1 bis 3 
ermittelte Zahl 

5. soweit Grundstücke im Außenbereich liegen (§ 35 BauGB) die Zahl der genehmigten Vollgeschosse. 
Weist das Grundstück keine genehmigte Bebauung auf oder überschreitet die vorhandene 
Bebauung die genehmigte Bebauung, ist die Zahl der Vollgeschosse der vorhandenen Bebauung 
maßgeblich 

5.6 Im Bereich eines Bebauungsplanes gelten als Geschosse alle Vollgeschosse im Sinne der Thüringer 
Bauordnung (ThürBO). In allen anderen Bereichen gelten alle Geschosse als Vollgeschosse, deren 
Deckenoberkante im Mittel mehr als 1,40 m über die Geländeoberfläche hinausragt und die über 
mindestens zwei Drittel ihrer Grundfläche eine lichte Höhe von mindestens 2,00 m haben. 

5.7 Wird ein Anschluss an eine Verteilungsanlage hergestellt, die vor dem Inkrafttreten der Ergänzenden 
Bestimmungen errichtet oder mit deren Errichtung vor diesem Zeitpunkt begonnen wurde, so bemisst 
sich der BKZ abweichend von Ziffer 5.2 wie folgt: Der BKZ wird nach der Nutzfläche errechnet. Er 
beträgt 1,16 €/m² einschließlich Umsatzsteuer Nutzfläche. Die Umsatzsteuer wird in der Rechnung 
gesondert ausgewiesen. 

5.8 Der BKZ wird auch dann fällig, wenn der Anschluss an die der örtlichen Versorgung  dienenden 
Verteilungsanlagen über eine auf dem anzuschließenden oder einem fremden Grundstück bereits 
vorhandenen Hausanschlussleitung erfolgt. 

5.9 Der BKZ wird zwei Wochen nach Annahme des Angebotes, oder falls die erforderlichen 
Verteilungsanlagen später fertig werden, zu diesem Zeitpunkt, spätestens jedoch bei Fertigstellung des 
Hausanschlusses zugleich mit den Hausanschlusskosten fällig. 

6.  Zu § 10 AVBWasserV - Hausanschluss und Hausanschlusskosten 
6.1 Hauptabsperrvorrichtung ist das in Fließrichtung des Wassers vor der Wassermesseinrichtung 

angeordnete Absperrorgan. 
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6.2 Hausanschlüsse gehören zu den Betriebsanlagen des Wasserzweckverbands und sind dessen 
Eigentum. 

6.3 Unentgeltlich ist der laufende Unterhalt der Hausanschlüsse und der  Wasserzähleranlagen  sowie 
deren Auswechselung, wenn sie aus versorgungstechnischen Gründen im Interesse des 
Wasserzweckverbandes liegen und nicht durch Verschulden des Kunden erforderlich werden. 

6.4 Treten bei Unterhalt oder Auswechselung von Hausanschlüssen erhebliche Behinderungen auf, die 
vom Kunden zu vertreten sind, ist der Wasserzweckverband  berechtigt, die daraus entstehenden 
Kosten dem Kunden zu berechnen. 

6.5 Der Anschlussnehmer hat dem Wasserzweckverband die von ihm für die Erstellung des 
Hausanschlusses aufgewandten Kosten zu erstatten. 

6.6 Als Erstellung des Hausanschlusses im Sinne des § 10 Abs. 4 Satz 1 Nr. 1 AVBWasserV gilt neben der 
erstmaligen Herstellung auch die Erneuerung des Hausanschlusses. 

6.7 Der Anschlussnehmer trägt ferner alle entstehenden Kosten für die Veränderung des 
Hausanschlusses, die durch eine  Änderung oder Erweiterung seiner Anlage z.B. Überbauung des 
Hausanschlusses erforderlich oder aus anderen Gründen von ihm veranlasst werden. 

6.8 Die Verlegung bzw. Veränderung des Hausanschlusses ist beim Wasserzweckverband mit Vordruck zu 
beantragen. 

6.9 Dem Anschlussnehmer werden vor Beginn der Arbeiten unverbindlich die an den Wasserzweckverband 
zu zahlenden Anschlusskosten in voraussichtlicher  Höhe mitgeteilt. Die Hausanschlusskosten werden 
nach Fertigstellung des Hausanschlusses und zwei Wochen nach Zusendung der Rechnung fällig. 

6.10 Der Wasserzweckverband kann den Anschluss eines Grundstückes an die Wasserversorgungsleitung 
versagen, wenn dieser wegen der Lage des Grundstückes oder aus sonstigen technischen oder 
betriebswirtschaftlichen Gründen erhebliche Schwierigkeiten bereitet oder besondere Maßnahmen 
erfordert. Der Anschluss kann hergestellt werden, wenn der Antragsteller die zusätzlich entstehenden 
Kosten für den Anschluss einschließlich Unterhaltung und Erneuerung übernimmt und auf Verlangen 
hierfür Sicherheit leistet. 

 
7.  Zu § 11 AVBWasserV - Messeinrichtungen an der Grundstücksgrenze  

7.1 Unverhältnismäßig lang im Sinne von § 11 Abs. 1 Ziff. 2 ist die Anschlussleitung dann, wenn sie auf dem 
Privatgrundstück eine Länge von 15 m überschreitet. 

7.2 Wasserzählerschächte haben den Regeln der Technik, insbesondere der DIN 1988 Teil 2 zu 
entsprechen. 

 
8.  Zu § 12 AVBWasserV - Kundenanlage 

8. Wenn durch Schäden an der Kundenanlage oder aus einem anderen Grund Wasser ungenutzt abläuft, 
hat der Kunde dieses Wasser zu bezahlen. 

 
9.  Zu §§ 13, 15, 18 und 33 AVBWasserV - Inbetriebsetzung der Kundenanlage und Messeinrichtungen 
9.1 Die Kundenanlage kann durch jedes in ein Installateurverzeichnis des Wasserzweckverbandes 

eingetragenes Installationsunternehmen an das Verteilungsnetz angeschlossen und in Betrieb gesetzt 
werden. 

9.2 Die Kosten für die Inbetriebsetzung der Anlage (einschließlich Setzen der Messeinrichtung) trägt der 
Kunde in Höhe des tatsächlichen Aufwandes. Dies gilt auch, wenn aus Gründen, die der Kunde zu 
vertreten hat, die Durchführung dieser Arbeiten nicht möglich war und eine erneute Anfahrt erforderlich 
ist. Die Inbetriebsetzung der Anlage kann von der vollständigen Bezahlung des Baukostenzuschusses 
und der Hausanschlusskosten abhängig gemacht werden. 

9.3 Ziffer 9.2 Satz 1 und 2 gilt auch für die Wiederinbetriebsetzung einer Anlage nach der Einstellung der 
Versorgung. 

9.4 Ziffer 9.1 gilt auch für Erweiterungen und Änderungen von Anlagen und für die Verwendung 
zusätzlicher Verbrauchseinrichtungen. 

9.5 Die Entfernung oder Beschädigung der vom Wasserzweckverband an Hauptabsperrvorrichtungen, 
Wasserzählern, Absperrhähnen usw. angelegten Plomben kann als Sachbeschädigung oder 
Urkundenvernichtung strafrechtlich verfolgt werden. 

 
10.  Zu § 16 AVBWasserV - Zutrittsrecht 

10.1 Der Kunde ist verpflichtet, den mit einem Ausweis versehenen Mitarbeitern und Beauftragten des 
Wasserzweckverbandes Zutritt zu seinem Grundstück und zu seinen Räumlichkeiten zu gestatten, 
soweit dies für die Prüfung der technischen Einrichtungen, zur Wahrnehmung sonstiger Rechte und 
Pflichten gemäß AVBWasserV, insbesondere zur Ablesung oder zur Ermittlung preislicher 
Bemessungsgrundlagen erforderlich ist. 
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10.2 Dieses Zutrittsrecht gilt hiermit als ausdrücklich vereinbart. Die Verweigerung des Zutrittsrechts ist eine 
Zuwiderhandlung gemäß § 33 AVBWasserV. 

 
11.  Zu § 17 AVBWasserV - Technische Anschlussbedingungen 

11. Hausanschlussleitungen und Leitungen der Kundenanlage dürfen weder als Erder noch als Schutzleiter 
für Blitzableiter-Erdungsleitungen und Starkstromanlagen benutzt werden. 

 
12.  Zu § 19 AVBWasserV - Nachprüfung von Messeinrichtungen 

12.1 Verlangt der Kunde die Nachprüfung von Messeinrichtungen, die im Eigentum des 
Wasserzweckverbands stehen, hat er hiervon den Wasserzweckverband schriftlich zu benachrichtigen. 

12.2 Die Kosten der Prüfung trägt der Kunde, falls die Abweichung der Messeinrichtungen die gesetzlichen 
Verkehrsfehlergrenzen nicht überschreitet. Ihre Höhe setzt sich insbesondere zusammen aus den 
amtlichen Eich- und Beglaubigungskosten, den Kosten für den Ein- und Ausbau sowie den Transport 
der Messeinrichtung. 

 
13.  Zu § 22 AVBWasserV - Verwendung des Wassers 

       Mietbedingungen für Standrohre mit Wasserzähler 
13.1 Wird Wasser aus öffentlichen Hydranten nicht zum Feuerlöschen, sondern zu anderen 

vorübergehenden Zwecken entnommen, sind hierfür Hydrantenstandrohre mit Wasserzählern zu 
benutzen. Die Standrohre mit Wasserzähler werden vom Wasserzweckverband nach Maßgabe der 
hierfür geltenden Bedingungen nur bei einem unbedingt notwendigen Bedarf und wenn keine andere 
Möglichkeit einer Wasserentnahme ist, vermietet.  

13.2 An Bauunternehmen werden Standrohre mit Wasserzähler nur für eine bestimmte Maßnahme 
ausgegeben und der jeweilig zu benutzende Hydrant durch den Wasserzweckverband  festgelegt.  

13.3 Der Mieter haftet für Beschädigungen aller Art, sowohl für Schäden am Mietgegenstand als auch für 
alle Schäden, die durch Gebrauch des Standrohres mit Wasserzähler an Hydranten und 
Leitungseinrichtungen dem Wasserzweckverband oder dritten Personen entstehen. 

13.4 Bei Verlust des Standrohres mit Wasserzähler hat der Mieter vollen Ersatz zu leisten. Bei Frostwetter 
ist die Benutzung des Hydranten nicht gestattet. Der Mieter ist verpflichtet, das überlassene Standrohr 
mit Wasserzähler spätestens am Ende eines jeden Quartals dem Wasserzweckverband zur Ablesung 
vorzuzeigen. 

13.5 Der Wasserzweckverband vermietet Standrohre mit Wasserzähler nur gegen Zahlung einer Kaution in 
Höhe von 350,00 € je Standrohr mit Wasserzähler. Dieser Betrag wird bei Rückgabe des Standrohres 
mit Wasserzähler nach Abzug von Kosten, die durch Behebung von Beschädigungen am Standrohr mit 
Wasserzähler bzw. Hydranten entstanden und vom Mieter zu vertreten sind, einschließlich Miet- und 
Wassergeld zurückgezahlt.  

 Die Miete für ein Standrohr beträgt: 
 1. Tag   6,57 € einschließlich Umsatzsteuer 
 jeder weitere Tag  1,64 € einschließlich Umsatzsteuer 
 Die Umsatzsteuer wird in der Rechnung gesondert ausgewiesen. 
13.6 Sollte das Standrohr mit Wasserzähler nicht nach den vorgenannten Ablesezeiträumen vorgezeigt 

werden, erfolgt ein Einzug durch den Wasserzweckverband „Eichsfelder Kessel“. Im 
Wiederholungsfalle behält sich der Wasserzweckverband „Eichsfelder Kessel“ vor, künftig ein 
Standrohr mit Wasserzähler an den Mieter nicht mehr auszugeben. 

13.7 Die Verwendung fremder Standrohre mit Wasserzähler ist nicht gestattet. 
 

14.  Zu §§ 24, 25 AVBWasserV - Abrechnung, Abschlagszahlung 
14.1 Abrechnungszeitraum ist grundsätzlich ein Zeitraum von 12 Monaten. 
14.2 Abschlagszahlungen werden grundsätzlich zweimonatlich erhoben.  
14.3 Eine Änderung der Abrechnungszeiträume und der Anforderung von Abschlagszahlungen bleibt dem 

Wasserzweckverband vorbehalten. 
14.4 Im Vertrag kann monatliche Ablesung und Rechnungslegung bzw. monatliche Abschlagszahlung 

vereinbart werden. Bestehende Vereinbarungen zur Ablesung und Rechnungslegung bleiben in Kraft. 
14.5 Sind zusätzliche Abrechnungen (z.B. Eigentümerwechsel) erforderlich, trägt der Kunde die Kosten. 
 

15.  Zu § 27 AVBWasserV - Zahlung, Verzug 
15. Bei Zahlungsverzug des Kunden berechnet der Wasserzweckverband für jede Mahnung 2,50 €. 
 

16.  Tarifpreis für die Versorgung mit Trinkwasser 
16.1 Der Grundpreis stellt das Entgelt für die Bereitstellung der öffentlichen Wasserversorgungsanlage dar.   
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         Er wird für jeden Grundstücksanschluss auf der Basis der Größe des Wasserzählers berechnet. 
16.2  Der Grundpreis beträgt bei der Verwendung von Wasserzählern der Nenngröße 

bis   2,5 m³/h    131,30 €/Jahr einschließlich Umsatzsteuer 
bis   6,0 m³/h    315,12 €/Jahr einschließlich Umsatzsteuer 
bis 10,0 m³/h    525,20 €/Jahr einschließlich Umsatzsteuer 
bis 15,0 m3/h    787,80 €/Jahr einschließlich Umsatzsteuer 
bis 25,0 m3/h 1.313,00 €/Jahr einschließlich Umsatzsteuer 
bis 40,0 m3/h 2.100,80 €/Jahr einschließlich Umsatzsteuer 
bis 60,0 m3/h 3.151,20 €/Jahr einschließlich Umsatzsteuer 

         Die Umsatzsteuer wird in der Rechnung gesondert ausgewiesen. 
16.3 Der Mengenpreis bemisst sich nach der Menge (m³) des zur Verfügung gestellten Wassers und gilt      

  zusätzlich zum Grundpreis für die bezogene Wassermenge. Der Mengenpreis beträgt 1,21 € je   
  Kubikmeter entnommenen Wassers einschließlich 7 % Umsatzsteuer. 

16.4 Wird ein Bauwasserzähler oder ein sonstiger beweglicher Wasserzähler verwendet, so beträgt die   
 Gebühr 1,70 €/cbm entnommenen Wassers einschließlich Umsatzsteuer. 
         Die Umsatzsteuer wird in der Rechnung gesondert ausgewiesen. 

 
17.  Umsatzsteuer 

17. Ändert sich der gesetzliche Umsatzsteuersatz, ändert sich das in Ziffer 16 festgelegte Bruttoentgelt 
entsprechend. 

 
18.  Sonderleistungen 

18. Für Sonderleistungen des Wasserzweckverbandes, die auf Veranlassung oder überwiegend im Interesse  
      Einzelner vorgenommen werden, findet die Verwaltungskostenordnung des Wasserzweckverbandes   
      entsprechend Anwendung. 
 

19.  Änderungen 
19.1 Die Ergänzenden Bestimmungen und die Entgelte nach dem Allgemeinen Tarif können vom 

Wasserzweckverband mit Wirkung für alle Kunden geändert oder ergänzt werden. Jede Änderung und 
Ergänzung ist öffentlich bekannt zumachen. Mit der öffentlichen Bekanntmachung gelten sie als jedem 
Kunden zugegangen. Sie werden Vertragsinhalt, sofern der Kunde das Vertragsverhältnis nicht nach § 
32 AVBWasserV kündigt. 

19.2 Erfordert der Anschluss wegen der Lage des Grundstückes oder aus sonstigen technischen Gründen 
außergewöhnliche Maßnahmen, so kann der Wasserzweckverband den Abschluss einer von den 
Allgemeinen Bedingungen und diesen Ergänzenden Bestimmungen abweichenden Vereinbarungen 
fordern. 

 
20.  Inkrafttreten 

20. Vorstehende Ergänzende Bestimmungen des Wasser- und Abwasserzweckverbandes „Eichsfelder 
Kessel“ zur AVBWasserV vom 20. Juni 1980 treten mit Wirkung zum 01.01.2003 in Kraft. 

 
 
Ausgefertigt: 
 
Niederorschel, den 23.12.2002 
 
 
    (Siegel )       gez. Lintzel, Eckart 
         Verbandsvorsitzender 
 
 
 
 
 



Veröffentlichungen sonstiger Stellen 

- 403 -  
............................................................................................................................................................................ 
Amtsblatt für den Landkreis Eichsfeld / Nr.: 35                                             Heilbad Heiligenstadt, 30.12.2002 
 

Wasser- und Abwasserzweckverband „Eichsfelder Kessel"  
 
Gebührensatzung zur Entwässerungssatzung (BGS-EWS) des 
Wasser- und Abwasserzweckverbandes „Eichsfelder Kessel“ 
 
Aufgrund der §§ 2 und 12 des Thüringer Kommunalabgabengesetzes (ThürKAG) in der Fassung der 
Neubekanntmachung vom 19.09.2000, zuletzt geändert durch Gesetz vom 24.10.2001, sowie der §§ 20, 23 
des Gesetzes über die Kommunale Gemeinschaftsarbeit (GKG) in der Fassung der Neubekanntmachung 
vom 10.10.2001 erlässt der Wasser- und Abwasserzweckverband „Eichsfelder Kessel“ folgende 
Gebührensatzung zur Entwässerungssatzung: 
 

§ 1 
Gebührenerhebung 

Der Wasser- und Abwasserzweckverband erhebt nach Maßgabe dieser Satzung 
1. Schmutzwassergebühren in Form von Grundgebühren für die Vorhaltung der zentralen 

Abwasserbehandlungsanlagen sowie in Form von Einleitungsgebühren für die Benutzung der 
öffentlichen Entwässerungseinrichtung durch Einleitung von Schmutzwasser. 

2. Niederschlagswassergebühren für die Benutzung der öffentlichen Entwässerungseinrichtung durch 
Einleitung von Niederschlagswasser. 

3. Beseitigungsgebühren in Form von Grundgebühren für die Vorhaltung der zentralen 
Abwasserbehandlungsanlagen und in Form von mengenabhängigen Beseitigungsgebühren für die 
Benutzung der öffentlichen Fäkalschlammentsorgung. 

 
§ 2 

Grundgebühr für die Vorhaltung der zentralen Abwasserbehandlungsanlagen 
(1) Für die Vorhaltung der zentralen Abwasserbehandlungsanlagen wird bei anschließbaren und nicht 

anschließbaren Grundstücken eine Grundgebühr nach dem Nenndurchfluss (Qn) der verwendeten 
Wasserzähler berechnet. Befinden sich auf einem Grundstück nicht nur vorübergehend mehrere 
Wasseranschlüsse, so wird die Grundgebühr nach der Summe des Nenndurchflusses der einzelnen 
Wasserzähler berechnet. Soweit Wasserzähler nicht eingebaut sind, wird der Nenndurchfluss geschätzt, 
der nötig wäre, um die mögliche Wasserentnahme messen zu können. 

(2) Die Grundgebühr beträgt bei der Verwendung von Wasserzählern der Nenngröße 
bis Qn   2,5   38,40 €/Jahr, 
bis Qn   6,0   92,16 €/Jahr, 
bis Qn 10,0 153,60 €/Jahr, 
bis Qn 15 230,40 €/Jahr, 
bis Qn 40 614,40 €/Jahr, 
bis Qn 60 921,60 €/Jahr. 
  

§ 3 
Einleitungsgebühr für Schmutzwasser 

(1) Die Einleitungsgebühr wird nach Maßgabe der nachfolgenden Absätze nach der Menge der Abwässer 
berechnet, die der Entwässerungseinrichtung von den angeschlossenen Grundstücken zugeführt 
werden. 

(2) Die Gebühr beträgt pro cbm: 
a) für Grundstücke, die an eine zentrale Abwasserbehandlungsanlage angeschlossen sind        1,50 € 

 
b) für Grundstücke, deren Abwasser in öffentliche Kanäle eingeleitet werden, die nicht an  
      eine zentrale  Abwasserbehandlungsanlage angeschlossen sind              0,87 € 

(3) Als Abwassermenge gelten die dem Grundstück aus öffentlichen oder privaten Wasser-
versorgungsanlagen zugeführten oder auf dem Grundstück gewonnenen Wassermengen abzüglich der 
nachweislich auf dem Grundstück verbrauchten oder zurückgehaltenen Wassermengen. Findet eine 
Fremdwassereinleitung statt, ist der Zweckverband berechtigt, die nach Satz 1 ermittelte Wassermenge 
um einen angemessenen Aufschlag zu erhöhen. 
Der Nachweis der verbrauchten und der zurückgehaltenen Wassermengen obliegt dem 
Gebührenpflichtigen mittels eines vom Verband zu installierenden geeichten Wasserzählers. Der 
Entgeltpflichtige Wasserzähler ist Eigentum des Zweckverbandes. 
Die Abwassermengen werden durch Wasserzähler ermittelt. Sie sind von dem Wasser- und 
Abwasserzweckverband zu schätzen, wenn 
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1. ein Wasserzähler nicht vorhanden ist oder 
2. der Zutritt zum Wasserzähler oder dessen Ablesung nicht ermöglicht wird oder 
3. sich konkrete Anhaltspunkte dafür ergeben, dass der Wasserzähler den wirklichen Wasserverbrauch 

nicht angibt. 
Bei landwirtschaftlichen Betrieben mit Viehhaltung gilt im Falle einer Bestätigung der Zahl der 
Großvieheinheiten durch das Landwirtschaftsamt eine Abwassermenge von 15 cbm pro Großvieheinheit 
und Jahr als nachgewiesen. Dabei berechnen sich Großvieheinheiten wie folgt: 
Pferd:  1 GVE 
Rind/Kuh:  0,8 GVE 
Schwein:  0,3 GVE 
Schaf:  0,1 GVE 
Wird das hauswirtschaftlich genutzte Wasser und das landwirtschaftlich bzw. gewerblich genutzte 
Wasser nicht getrennt erfasst, so wird ein Pro-Kopf-Verbrauch von mindestens 35 cbm / Jahr der auf 
dem Grundstück gemeldeten bzw. wohnhaften Personen angerechnet. Dies gilt auch dann, wenn sich 
durch die Anwendung der Abzugsregelung für Großvieheinheiten rechnerisch ein niedriger Verbrauch 
ergeben sollte. 

§ 4 
Einleitungsgebühr für Niederschlagswasser 

(1) Die Niederschlagswassergebühr berechnet sich nach den an die öffentlichen Entwässerungsanlagen 
(unmittelbar oder über einen Straßeneinlauf) angeschlossenen bebauten oder befestigten Flächen. Sie 
wird wie folgt ermittelt:  
a) Die direkt oder indirekt an die öffentliche Kanalisation angeschlossene bebaute oder befestigte 

Fläche wird mit dem der Versiegelungsart entsprechenden Abflussbeiwert gemäß Absatz 2 und mit 
dem Niederschlagswassergebührensatz multipliziert.  

b) Ist die angeschlossene und mit dem Abflussbeiwert bewertete, bebaute oder befestigte 
Gesamtfläche eines Grundstückes geringer als 2 m², wird keine Berechnung der 
Niederschlagswassergebühr vorgenommen.  

c) Bei Gründächern kann auf schriftlichen Antrag eine Gebührenminderung entsprechend der 
     geringeren Abflussrelevanz des Gründachs gewährt werden.    

(2) Die direkt oder indirekt angeschlossenen, bebauten oder befestigten Flächen werden wie folgt bewertet:  
Art der Oberfläche                         Abflussbeiwert  
1.   Bebaute Flächen, Dachgrundflächen (inkl. Dachüberstände)   0,9 
2.   Befestigte Flächen  
2.1. Asphalt, Beton u.ä. (sehr stark befestigte Flächen)    0,9 
2.2. Pflaster, Platten u.ä. (stark befestigte Flächen)     0,6 
2.3. Schotterdeckschichten, Rasengittersteine u.ä. (gering befestigte Flächen) 0,2 
3.    Unbefestigte Flächen, z.B. Rasen- und Beetflächen, Acker, Weide u.ä.  0,0 

(3) Der Anschlussnehmer ist verpflichtet, bei der Ermittlung der für die Festsetzung der Nieder-
schlagswassergebühren nach dieser Satzung erforderlichen Grundlagen mitzuwirken. Dies betrifft 
insbesondere die Überprüfung und Erfassung der Entwässerungsverhältnisse auf dem Grundstück sowie 
die Ermittlung der Größe nach versiegelter Art der bebauten oder befestigten Flächen, die bezüglich der 
Niederschlagswasserentsorgung an die öffentliche Entwässerungsanlage angeschlossen sind. Der 
Anschlussnehmer hat bei der Ermittlung die ihm hierzu überreichten Formulare des Zweckverbands 
wahrheitsgemäß auszufüllen. Beauftragte des Zweckverbands dürfen für die Flächenermittlung das 
Grundstück betreten. Die Grundstückseigentümer haben dies zu ermöglichen.  

(4) Entsiegelungen sind dem Zweckverband schriftlich unter Mitteilung der betroffenen Fläche und 
Versiegelungsart anzuzeigen. Die Entsiegelung wird bei der Gebührenabrechnung ab dem auf den 
Eingang der Anzeige folgenden Monatsersten berücksichtigt. 

(5) Der Zweckverband kann die Berechnungsgrundlagen schätzen, wenn der Anschlussnehmer trotz 
zweimaliger Aufforderung, seiner Mitwirkungspflicht nach dieser Satzung nicht nachkommt.  

(6) Der Zweckverband kann die direkt oder indirekt angeschlossenen, bebauten oder befestigten Flächen, 
die auf die jeweiligen Teilflächen entfallenden Abflussbeiwerte und die sich hieraus ergebende 
gebührenpflichtige modifizierte Fläche durch einen besonderen Bescheid feststellen, der die Wirkung 
eines Grundlagenbescheides im Sinne des § 179 AO hat. 

(7) Der Gebührensatz für die Einleitung von Niederschlagswasser beträgt 0,38 € pro qm.  
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§ 5 
Beseitigungsgebühr 

(1) Die Beseitigungsgebühr wird nach dem Rauminhalt der Abwässer berechnet, die von den Grundstücken 
abtransportiert werden, die mit einer abflusslosen Grube oder einer Grundstückskläranlage ausgestattet 
sind. Der Rauminhalt der Abwässer wird mit einer geeigneten Messeinrichtung festgestellt. 

(2) Die Gebühr beträgt  
a) für Abwasser aus einer abflusslosen Grube    16,81 €/cbm 
b) für Abwasser (Fäkalschlamm) aus einer Grundstückskläranlage  25,06 €/cbm 

(3) Die in Abs. 2 festgesetzte Gebühr deckt die Kosten für das Abfahren, die Abwasserbehandlung und die 
Schlammbeseitigung. Sofern die Grundstücksentwässerungsanlage nicht ungehindert angefahren und 
entleert werden kann, hat der Gebührenpflichtige neben der Gebühr nach Abs. 2 die Kosten für den 
Mehraufwand zu erstatten. 

 
§ 6 

Gebührenzuschläge 
(1) Für Abwässer, deren Beseitigung einschließlich der Klärschlammentsorgung (Beseitigung) Kosten 

verursacht, die die durchschnittlichen Kosten der Beseitigung häuslicher Abwässer um mehr als 30 % 
(Grenzwert) übersteigen, wird ein Zuschlag in Höhe des den Grenzwert übersteigenden Prozentsatzes 
des Kubikmeterpreises erhoben. 

(2) Absatz 1 gilt für Fäkalschlamm nur insoweit, als der Verschmutzungsgrad von Fäkalschlamm 
gewöhnlicher Zusammensetzung in einer Weise übertroffen wird, der den in Absatz 1 genannten Kosten 
entsprechende Kosten verursacht. 

(3) Die dem Zweckverband auf der Kläranlage Südost in Leinefelde tatsächlich entstehenden Kosten für das 
Entfärben der Abwässer – einschließlich der Gebäudeunterhaltung und der kalkulatorischen Kosten – 
hat der Gebührenschuldner nach einer gemäß § 7 der EWS abzuschließenden Sondervereinbarung zu 
tragen. 

 
§ 7 

Entstehen der Gebührenschuld 
(1) Die Einleitungsgebühr für Schmutzwasser entsteht mit jeder Einleitung von Schmutzwasser in die 

Entwässerungsanlage. Die Einleitungsgebühr für Niederschlagswasser entsteht mit jeder Einleitung von 
Niederschlagswasser in die Entwässerungsanlage. Die Beseitigungsgebühr entsteht mit jeder Entnahme 
des Räumguts. 

(2) Die Grundgebührenschuld entsteht bei anschließbaren Grundstücken erstmals mit dem Tag, der auf den 
Zeitpunkt der betriebsfertigen Herstellung des Anschlusses folgt. Bei nicht anschließbaren Grundstücken 
entsteht die Grundgebührenschuld erstmals mit dem Tag, der auf dem Tag der Inbetriebnahme des 
Nutzraums (Faulraum oder Sammelraum) folgt. Im übrigen entsteht die Grundgebührenschuld mit dem 
Beginn eines jeden Tages in Höhe eines Tagesbruchteils der Jahresgrundgebühr neu. 

 
§ 8 

Gebührenschuldner 
(1) Gebührenschuldner ist, wer im Zeitpunkt des Entstehens der Gebührenschuld Eigentümer des 

Grundstücks oder ähnlich zur Nutzung des Grundstücks dinglich berechtigt ist. Gebührenschuldner ist 
auch der Inhaber eines auf dem Grundstück befindlichen Betriebes. Mehrere Gebührenschuldner sind 
Gesamtschuldner. 

(2) Soweit Abgabepflichtiger der Eigentümer oder Erbbauberechtigte eines Grundstücks ist und dieser nicht 
im Grundbuch eingetragen oder sonst die Eigentums- oder Berechtigungslage ungeklärt ist, so ist 
derjenige beitragspflichtig, der im Zeitpunkt des Entstehens der Abgabepflicht der Besitzer des 
betroffenen Grundstücks ist. 

 
§ 9 

Abrechnung, Fälligkeit, Vorauszahlung 
(1) Die Grund- und Einleitungsgebühren werden jährlich abgerechnet. Die mengenabhängigen 

Beseitigungsgebühren werden nach der tatsächlichen Inanspruchnahme abgerechnet. Die Grund- und 
Einleitungsgebühren sowie die Beseitigungsgebühren werden einen Monat nach Bekanntgabe des 
Gebührenbescheides fällig. 

(2) Auf die Gebührenschuld der Einleitungsgebühren sind zum 01.03., 15.05., 15.08. und 15.11. eines jeden 
Jahres Vorauszahlungen in Höhe eines Fünftels der Jahresendabrechnung des Vorjahres zu leisten. 
Fehlt eine solche Vorjahresberechnung, so setzt der Zweckverband die Höhe der Vorauszahlungen 
unter Schätzung des Jahresgesamtverbrauches fest. 
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§ 10 
Auskunftspflicht 

(1) Die Abgabenpflichtigen und ihre Vertreter haben dem Zweckverband jede Auskunft zu erteilen, die für 
die Festsetzung und Erhebung der Abgaben erforderlich ist. 

(2) Der Zweckverband kann an Ort und Stelle ermitteln. Die nach Abs. 1 zur Auskunft verpflichteten 
Personen haben dies zu ermöglichen und in dem erforderlichen Umfang zu helfen. 

 
§ 11 

Anzeigepflicht 
(1) Jeder Wechsel der Rechtsverhältnisse am Grundstück ist dem Zweckverband sowohl vom Veräußerer 

als auch vom Erwerber innerhalb eines Monats schriftlich anzuzeigen. 
(2) Sind auf dem Grundstück Anlagen vorhanden, die die Berechnung der Abgabe beeinflussen, so hat der 

Abgabenpflichtige dies unverzüglich dem Zweckverband schriftlich anzuzeigen. Dieselbe Verpflichtung 
besteht für ihn, wenn solche Anlagen neu geschaffen, geändert oder beseitigt werden. 

(3) Ist zu erwarten, dass sich im Laufe des Kalenderjahres die Abwassermenge um mehr als 50 v. H. der 
Abwassermenge des Vorjahres erhöhen oder ermäßigen wird, so hat der Abgabenpflichtige hiervon den 
Zweckverband unverzüglich Mitteilung zu machen. 

 
§ 12 

Ordnungswidrigkeiten 
Ordnungswidrigkeiten werden entsprechend Thüringer Kommunalabgabengesetz geahndet. 
 

§ 13 
Inkrafttreten 

Diese Satzung tritt am 01.01.2003 in Kraft. 
 
Ausfertigung: 
 
Niederorschel, den 23.12.2002 
 
 
     (Siegel)   gez. i. V. Gerd Reinhardt 
        Verbandsvorsitzender 
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Trinkwasserzweckverband   "  O  b  e  r  e     H  a  h  l  e  " , Hauptstraße 17, 37339 Teistungen  
 
Satzung über den Anschluss an die öffentliche Wasserversorgung und deren 
Benutzung  des Trinkwasserzweckverbandes “Obere Hahle”  
 

Aufgrund der § 16 ff. des Thüringer Gesetzes über die Kommunale Gemeinschaftsarbeit (ThürKGG) vom 
10.10.2001 (GVBl. Seite 290) i.v.m. §§ 19 und 20 der Thüringer Gemeinde- und Landkreisordnung 
(Thüringer Kommunalordnung – ThürKO) vom14.04.1998 (GVBl. Seite 73), zuletzt geändert durch Gesetz 
vom 14.09.2001 (GVBl. Seite 257), i.V.m. §§ 2, 7, 12 des Thüringer Kommunalabgabengesetzes  (ThürKAG) 
Vom 19.09.2000 (GVBl. S. 301), zuletzt geändert durch Gesetz vom 14.09.2001 (GVBl. Seite 257), erlässt 
der Trinkwasserzweckverband “Obere Hahle” mit Beschluss der Verbandsversammlung vom 24.09.2002 
folgende Satzung. 

 
Artikel I 

 

§ 1 
Allgemeines 

Der Trinkwasserzweckverband “Obere Hahle” betreibt zur Versorgung der Grundstücke seines Verbands-
gebietes mit Trinkwasser eine öffentliche Einrichtung. 
 

§ 2 
Grundstücksbegriff – Grundstückseigentümer 

(1) Grundstück im Sinne dieser Satzung sind katastermäßig abgegrenzte Teile der Erdoberfläche, die im 
Bestandsverzeichnis des Grundbuches unter einer besonderen Nummer eingetragen sind. Mehrere 
Grundstücke oder Teile von Grundstücken im Sinne des Grundbuchrechtes stellen ein Grundstück im 
Sinne dieser Satzung dar, wenn sie wegen verbindlicher planerischer Festsetzungen oder wegen der 
tatsächlichen Geländeverhältnisse nur gemeinsam baulich oder gewerblich nutzbar sind, wenn sie 
aneinander grenzen und die Eigentümer identisch sind. 

(2) Die Vorschriften dieser Satzung für Grundstückseigentümer gelten auch für Erbbauberechtigte und 
Inhaber eines dinglichen Nutzungsrechtes im Sinne des Art. 233 § 4 EGBGB. Von mehreren dinglich am 
Grundstück Berechtigten ist jeder einzelne berechtigt und verpflichtet. 

      
§ 3 

Anschluss- und Benutzungsrecht 
(1) Jeder Grundstückseigentümer kann verlangen, dass sein Grundstück nach Maßgabe dieser Satzung an   

die Wasserversorgungseinrichtung angeschlossen und mit Trinkwasser beliefert wird. 
(2) Das Anschluss- und Benutzungsrecht erstreckt sich nur auf solche Grundstücke, die durch eine    

Versorgungsleitung erschlossen werden. Der Grundstückseigentümer kann nicht verlangen, dass eine    
neue Versorgungsleitung hergestellt oder eine bestehende Versorgungsleitung geändert wird. Welche   
Grundstücke durch eine Versorgungsleitung erschlossen werden, bestimmt der Zweckverband. 

(3) Der Zweckverband kann den Anschluß eines Grundstückes an eine bestehende Versorgungsleitung  
versagen, wenn die Wasserversorgung wegen der Lage des Grundstückes oder aus sonstigen 
technischen oder betrieblichen Gründen dem Zweckverband erhebliche Schwierigkeiten bereitet oder 
besondere Maßnahmen erfordert, es sei denn, der Grundstückseigentümer übernimmt die Mehrkosten, 
die mit dem Bau und Betrieb zusammenhängen und leistet auf Verlangen Sicherheit. 

(4) Der Zweckverband kann das Benutzungsrecht in begründeten Einzelfällen ausschließen oder einschrän-
ken. Das gilt nicht, soweit die Bereitstellung von Wasser in Trinkwasserqualität oder die Bereitstellung 
von Wasser für die Vorhaltung von Löschwasser erforderlich ist. 
 

§ 4 
                                                                      Anschlusszwang 
Wer zum Anschluss berechtigt ist (§ 3), ist verpflichtet, die Grundstücke, auf denen Wasser verbraucht wird, 
an die öffentliche Wasserversorgungseinrichtung anzuschließen (Anschlusszwang). Ein Anschlusszwang be-
steht nicht, wenn der Anschluss rechtlich oder tatsächlich unmöglich ist. 
 

§ 5 
Befreiung vom Anschlusszwang 

Von der Verpflichtung zum Anschluss wird der Grundstückseigentümer auf Antrag ganz oder zum Teil 
befreit, wenn der Anschluss ihm aus besonderen Gründen auch unter Berücksichtigung der Erfordernisse 
des Gemeinwohls nicht zumutbar ist. Der Antrag auf Befreiung ist unter Angabe der Gründe schriftlich beim 
Zweckverband einzureichen. 
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§ 6 
Benutzungszwang 

Grundstücke, die an die öffentliche Wasserversorgungseinrichtung angeschlossen sind, haben ihren 
gesamten Wasserbedarf im Rahmen des Benutzungsrechtes (§ 3) ausschließlich aus dieser Anlage zu 
decken (Benutzungszwang). Verpflichtet sind die Grundstückseigentümer und alle Benutzer der 
Grundstücke. 
 

§ 7 
Befreiung vom Benutzungszwang 

(1) Von der Verpflichtung zur Benutzung kann der Zweckverband auf Antrag ganz oder teilweise eine 
Befreiung erteilen, wenn die Benutzung aus besonderen Gründen auch unter Berücksichtigung der 
Erfordernisse des Gemeinwohls nicht zumutbar ist. 

(2) Von der Benutzung für einen bestimmten Verbrauchszweck oder Teilbedarf ist auch dann Befreiung zu 
erteilen, soweit dies für die öffentliche Wasserversorgung wirtschaftlich zumutbar ist und nicht andere 
Rechtsvorschriften oder Gründe der Volksgesundheit entgegenstehen. 

(3) Der Antrag auf Befreiung/Teilbefreiung ist unter Angabe der Gründe schriftlich beim Zweckverband 
einzureichen. Die Befreiung kann auch befristet, unter Bedingungen, Auflagen oder Widerrufsvorbehalt 
erteilt werden. 

(4) Der Grundstückseigentümer hat dem Zweckverband die Errichtung oder Inbetriebnahme einer Eigen-
gewinnungsanlage mitzuteilen. Dasselbe gilt, wenn eine solche Anlage nach dem Anschluss des Grund-
stückes an die öffentliche Wasserversorgung weiter betrieben werden soll. Der Eigentümer hat durch 
geeignete Maßnahmen sicherzustellen, dass von seiner Eigengewinnungsanlage keine Rückwirkungen 
auf die öffentliche Wasserversorgungsanlage möglich sind. 

 
§ 8 

Anordnungen für den Einzelfall, Zwangsmittel, Ordnungswidrigkeiten 
(1) Der Zweckverband kann zur Erfüllung der nach dieser Satzung bestehenden Verpflichtungen 

Anordnungen für den Einzelfall erlassen. 
(2) Für die Erzwingungen der in dieser Satzung vorgeschriebenen Handlungen, Duldungen oder Unter-    
      lassungen gelten die Vorschriften des Thüringer Verwaltungszustellungs- und Vollstreckungsgesetzes. 
(3) Ordnungswidrig im Sinne des § 19 Abs. 2 der Thüringer Kommunalordnung vom 14.04.1998 (GVBl. 
     Seite 73) handelt, wer vorsätzlich oder fahrlässig 
       1. entgegen dem Anschlusszwang nach § 4 sein Grundstück nicht an die öffentliche Wasserver- 
           sorgungsanlage anschließt, 
       2. entgegen dem Benutzungszwang nach § 6 seinen gesamten Bedarf an Wasser im Rahmen des  
           Benutzungsrechts nicht ausschließlich aus der öffentlichen Wasserversorgungsanlage deckt, ohne  
           dass hierfür eine Befreiung vom Benutzungszwang erteilt wurde, 
       3. entgegen der Mitteilungspflicht nach § 7 Abs. 4 von der Errichtung, der Inbetriebnahme oder dem  
           Weiterbetrieb einer Eigengewinnungsanlage keine Mitteilung macht. 
(4) Die Ordnungswidrigkeit kann mit einer Geldbuße von bis zu 5.000,00 € geahndet werden (§ 20 Abs. 3  
     ThürKO). 
 

§ 9 
Geltung der AVBWasserV 

Das Wasserlieferungsverhältnis, insbesondere der Anschluss an das Versorgungsnetz und die Versorgung 
mit Trinkwasser unterliegen den Regeln der Verordnung über Allgemeine Bedingungen für die Versorgung 
mit Wasser (AVBWasserV) vom 20.06.1980(BGBl. I Seite 684) und den “Ergänzenden Bestimmungen des 
Trinkwasserzweckverbandes “Obere Hahle” zur AVBWasserV” in der jeweils gültigen Fassung. 
 

§ 10 
Inkrafttreten 

Die Satzung tritt am 01.01.2003 in Kraft. 
 
                                                               Artikel II 
Mit Ablauf des 31.12.2002 treten die Satzung für die Benutzung der öffentlichen Wasserversorgungseinrich-
tung des Trinkwasserzweckverbandes “Obere Hahle” sowie die Beitrags- und Gebührensatzung zur Wasser-
benutzungssatzung des Trinkwasserzweckverbandes “Obere Hahle” außer Kraft. 
 

ausgefertigt am: 
 

Teistungen, 20. Dezember 2002 
 

gez. Dornieden                                                                   ( Siegel ) 
Verbandsvorsitzender   
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Trinkwasserzweckverband   "  O  b  e  r  e     H  a  h  l  e  " , Hauptstraße 17, 37339 Teistungen  
 
Satzung für die Benutzung der öffentlichen Wasserversorgungseinrichtung des 
Trinkwasserzweckverbandes (TZV) "Obere Hahle" (Wasserbenutzungssatzung - 
WBS) 
 
Aufgrund der §§ 16 ff. des Thüringer Gesetzes über die Kommunale Gemeinschaftsarbeit (ThürKGG) vom 
11.06.1992 (GVBl. Seite 232), in der Fassung der Neubekanntmachung vom 10. Oktober 2001 (GVBl. 
S. 290) i.V.m. §§ 19 und 20 der Thüringer Gemeinde und Landkreisordnung (Thüringer Kommunalordnung - 
ThürKO) vom 14.04.1998 (GVBl. Seite 73), zuletzt geändert durch Gesetz vom 14.09.2001 (GVBl. Seite 
257), i.V.m. §§  2, 7, 12 des Thüringer Kommunalabgabengesetzes (ThürKAG) vom 19.09.2000 (GVBl. Seite 
301), zuletzt geändert durch Gesetz vom 14.09.2001 (GVBl. Seite 257), erlässt der Trinkwasserzweck-
verband "Obere Hahle" folgende Wasserbenutzungssatzung: 
 

§ 1 
Öffentliche Einrichtung 

(1) Der TZV betreibt eine öffentliche Einrichtung zur Wasserversorgung. 
(2) Art und Umfang dieser Wasserversorgungseinrichtung bestimmt der TZV. 
 

§ 2 
Grundstücksbegriff-Grundstückseigentümer 

(1) Grundstück im Sinne dieser Satzung sind katastermäßig abgegrenzte Teile der Erdoberfläche, die im 
Bestandsverzeichnis des Grundbuches unter einer besonderen Nummer eingetragen sind. Mehrere 
Grundstücke oder Teile von Grundstücken im  Sinne des Grundbuchrechtes stellen ein Grundstück im 
Sinne dieser Satzung dar, wenn sie wegen verbindlicher planerischer Festsetzungen oder wegen der 
tatsächlichen Geländeverhältnisse nur gemeinsam baulich oder gewerblich nutzbar sind, wenn sie 
aneinander grenzen und die Eigentümer identisch sind. 

(2) Die Vorschriften dieser Satzung für die Grundstückseigentümer gelten auch für Erbbauberechtigte und 
Inhaber eines dinglichen Nutzungsrechtes im Sinne des Art. 233  § 4 EGBGB. Von mehreren dinglich am 
Grundstück Berechtigten ist jeder einzelne berechtigt und verpflichtet. 

 
§ 3 

Begriffsbestimmungen 
Im Sinne dieser Satzung haben die nachstehenden Begriffe folgende Bedeutung: 
Versorgungsleitungen        sind die Wasserleitungen im Wasserversorgungsgebiet, von denen die Grund- 
                                              stücksanschlüsse abzweigen. 
Grundstücksanschlüsse     sind die Wasserleitungen von der Abzweigstelle der Versorgungsleitung bis 
(= Hausanschlüsse)             zur Übergabestelle: sie beginnen mit der Anschlussvorrichtung  und enden mit  

        der Hauptabsperrvorrichtung. 
Anschlussvorrichtung        ist die Vorrichtung zur Wasserentnahme aus der Versorgungsleitung,       
                                              umfassend Anbohrschelle mit integrierter oder zusätzlicher Absperrarmatur  
   oder Abzweig mit Absperrarmatur samt den dazugehörigen technischen  
  Einrichtungen. 
Hauptabsperrvorrichtung   ist die erste Armatur auf dem Grundstück mit der die gesamte nachfolgende 
                                  Wasserverbrauchsanlage einschließlich Wasserzähler abgesperrt werden kann. 
Übergabestelle                    ist das Ende des Grundstücksanschlusses hinter der Hauptabsperrvorrichtung  

        im Grundstück/Gebäude. 
Anlage des Grundstücks-    
eigentümers                        sind die Gesamtheit der Anlagenteile in Grundstücken oder in Gebäuden hinter 
(= Verbrauchsleitungen)    der Übergabestelle, mit Ausnahme des Wasserzählers. 
 

§ 4 
Anschluss- und Benutzungsrecht 

(1) Jeder Grundstückseigentümer kann verlangen, dass sein Grundstück nach Maßgabe dieser Satzung an 
die Wasserversorgungseinrichtung angeschlossen und mit Wasser beliefert wird. 

(2) Das Anschluss- und Benutzungsrecht erstreckt sich nur auf solche Grundstücke, die durch eine 
Versorgungsleitung erschlossen werden. Der Grundstückseigentümer kann nicht verlangen, dass eine 
neue Versorgungsleitung hergestellt oder eine bestehende Versorgungsleitung geändert wird. Welche  
Grundstücke durch die Versorgungsleitung erschlossen werden, bestimmt der TZV. 

(3) Der TZV kann den Anschluss eines Grundstücks an eine bestehende Versorgungsleitung versagen, 
wenn die Wasserversorgung wegen der Lage des Grundstücks oder aus sonstigen technischen oder 
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betrieblichen Gründen dem TZV erhebliche Schwierigkeiten bereitet oder besondere Maßnahmen 
erfordert, es sei denn, der Grundstückseigentümer übernimmt die Mehrkosten, die mit dem Bau und 
Betrieb zusammenhängen, und leistet auf Verlangen Sicherheit. 

(4) Der TZV kann das Benutzungsrecht in begründeten Einzelfällen ausschließen oder einschränken, soweit 
nicht die Bereitstellung von Wasser in Trinkwasserqualität erforderlich ist. Das gilt auch für die 
Vorhaltung von Löschwasser. 

 
§ 5 

Anschluss- und Benutzungszwang 
(1) Die zum Anschluss Berechtigten (§ 4) sind verpflichtet, die Grundstücke, auf denen Wasser verbraucht 

wird, an die öffentliche Wasserversorgungseinrichtung anzuschließen (Anschlusszwang besteht nicht, 
wenn der Anschluss rechtlich oder tatsächlich unmöglich ist. 

(2) Auf Grundstücken, die an die öffentliche Wasserversorgungseinrichtung angeschlossen sind, ist der 
gesamte Bedarf an Wasser im Rahmen des Benutzungsrechts (§ 4) ausschließlich aus dieser 
Einrichtung zu decken (Benutzungszwang). Verpflichtet sind die Grundstückseigentümer und alle 
Benutzer der Grundstücke. Gesammeltes Niederschlagswasser darf ordnungsgemäß für Zwecke der 
Gartenbewässerung verwendet werden. 

(3) Vom Benutzungszwang ausgenommen sind bestimmte Arten des Betriebswasserverbrauchs sowie die 
Gartenbewässerung. 

 
§ 6 

Befreiung vom Anschluss- oder Benutzungszwang 
(1) Von der Verpflichtung zum Anschluss oder zur Benutzung wird auf Antrag ganz oder zum Teil befreit, 

wenn der Anschluss oder die Benutzung aus besonderen Gründen auch unter Berücksichtigung der 
Erfordernisse des öffentlichen Wohls nicht zumutbar ist. 

(2) Von der Benutzung für einen bestimmten Verbrauchszweck oder Teilbedarf ist auch dann Befreiung zu 
erteilen, soweit sie für die öffentliche Wasserversorgung wirtschaftlich zumutbar ist und nicht andere 
Rechtsvorschriften oder Gründe der Volksgesundheit entgegenstehen. 

(3) Der Antrag auf Befreiung ist unter Angabe der Gründe schriftlich bei dem TZV einzureichen. Die 
Befreiung kann befristet, unter Bedingungen, Auflagen und Widerrufsvorbehalt erteilt werden. 

(4) Vor der Errichtung oder Inbetriebnahme einer Eigengewinnungsanlage hat der Grundstückseigentümer 
dem TZV Mitteilung zu machen; dasselbe gilt, wenn eine solche Anlage nach dem Anschluss an die 
öffentliche Wasserversorgung weiterbetrieben werden soll. Er hat durch geeignete Maßnahmen 
sicherzustellen, dass von dieser Eigengewinnungsanlage keine Rückwirkungen in das öffentliche 
Wasserversorgungsnetz möglich sind. 

                      
§ 7 

Sondervereinbarungen 
(1) Ist der Grundstückseigentümer nicht zum Anschluss berechtigt, so kann der TZV durch Vereinbarung ein 

besonderes Benutzungsverhältnis begründen. 
(2) Für dieses Benutzungsverhältnis gelten die Bestimmungen dieser Satzung und der Beitrags- und 

Gebührensatzung entsprechend. Soweit es sachgerecht ist, kann die Sondervereinbarung auch abwei-
chende Regelungen treffen. 

 
§ 8 

Grundstücksanschluss 
(1) Die Grundstücksanschlüsse stehen vorbehaltlich abweichender Vereinbarung im Eigentum des TZV. Sie 

sind Teil der öffentlichen Einrichtung, soweit sie in öffentlichen Verkehrsflächen verlaufen. 
(2) Der TZV bestimmt Zahl, Art, Nennweite und Führung der Grundstücksanschlüsse sowie deren 

Änderung. Er bestimmt auch, wo und an welche Versorgungsleitung anzuschließen ist. Der 
Grundstückseigentümer ist vorher zu hören; seine berechtigten Interessen sind nach Möglichkeit zu 
wahren. Soll der Grundstücksanschluss auf Wunsch des Grundstückseigentümers nachträglich geändert 
werden, so kann der TZV verlangen, dass die näheren Einzelheiten einschließlich der Kostentragung 
vorher in einer gesonderten Vereinbarung geregelt werden. 

(3) Der Grundstücksanschluss wird vom TZV hergestellt, unterhalten, erneuert, abgetrennt und beseitigt. Er 
muss zugänglich und vor Beschädigungen geschützt sein. 

(4) Der Grundstückseigentümer hat die baulichen Voraussetzungen für die sichere Errichtung des 
Grundstücksanschlusses zu schaffen. Der TZV kann hierzu schriftlich eine angemessene Frist setzen. 
Der Grundstückseigentümer darf keine Einwirkungen auf den Grundstücksanschluss vornehmen oder 
vornehmen lassen. Grundstücksanschlüsse dürfen nicht überbaut werden, die Freilegung muss stets 
möglich sein. 
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(5) Der Grundstückseigentümer und die Benutzer haben jede Beschädigung des Grundstücksanschlusses, 
insbesondere das Undicht werden von Leitungen sowie sonstige Störungen unverzüglich dem TZV 
mitzuteilen. 

 
§ 9 

Anlage des Grundstückseigentümers 
(1) Der Grundstückseigentümer ist verpflichtet, für die ordnungsgemäße Errichtung, Erweiterung, Änderung 

und Unterhaltung der Anlage von der Übergabestelle ab, mit Ausnahme des Wasserzählers, zu sorgen. 
Hat er die Anlage oder Teile davon einem anderen vermietet oder sonst zur Benutzung überlassen, so 
ist er neben dem anderen verpflichtet. 

(2) Die Anlage darf nur unter Beachtung der Vorschriften dieser Satzung und anderer gesetzlicher oder 
behördlicher Bestimmungen sowie nach den anerkannten Regeln der Technik errichtet, erweitert, 
geändert und unterhalten werden. Anlage und Verbrauchseinrichtungen müssen so beschaffen sein, 
dass Störungen anderer Abnehmer  oder der öffentlichen Versorgungseinrichtungen sowie 
Rückwirkungen auf die Güte des Trinkwassers ausgeschlossen sind. Der Anschluss 
wasserverbrauchender Einrichtungen jeglicher Art geschieht auf Gefahr des Grundstückseigentümers. 

(3) Es dürfen nur Materialien und Geräte verwendet werden, die entsprechend den anerkannten Regeln der 
Technik beschaffen sind. Das Zeichen einer anerkannten Prüfstelle (zum Beispiel DIN-DVGW, DVGW- 
oder GS-Zeichen) bekundet, dass diese Voraussetzungen erfüllt sind. 

(4) Anlagenteile, die sich vor dem Wasserzähler befinden, können plombiert werden. Ebenso können 
Anlagenteile, die zur Anlage des Grundstückseigentümers gehören, unter Plombenverschluss 
genommen werden, um eine einwandfreie Messung zu gewährleisten. Die dafür erforderliche 
Ausstattung der Anlage ist nach den Angaben des TZV zu veranlassen. 

 
§ 10 

Zulassung und Inbetriebsetzung der Anlage des Grundstückseigentümers 
(1) Bevor die Anlage des Grundstückseigentümers hergestellt oder wesentlich geändert wird, sind bei dem 

TZV folgende Unterlagen in doppelter Fertigung einzureichen. 
a) eine Beschreibung der geplanten Anlage des Grundstückseigentümers und ein Lageplan, 
b) der Name des Unternehmers, der die Anlage errichten soll, 
c) Angaben über eine etwaige Eigenversorgung, 
d) im Falle des § 4 Abs. 3 die Verpflichtung zur Übernahme der Mehrkosten. 
Alle Unterlagen sind von den Bauherren und den Planfertigern zu unterschreiben. 

(2) Der TZV prüft, ob die beabsichtigten Anlagen den Bestimmungen dieser Satzung entsprechen. Ist das 
der Fall, so erteilt der TZV schriftlich die Zustimmung und gibt eine Fertigung der eingereichten Unter-
lagen mit Zustimmungsvermerk zurück. Stimmt der TZV nicht zu, setzt sie dem Bauherrn unter Angabe 
der Mängel eine angemessene Frist zur Berichtigung. Die geänderten Unterlagen sind sodann erneut 
einzureichen. Die Zustimmung und die Überprüfung befreien den Grundstückseigentümer, den Bau-
herrn, den ausführenden Unternehmer und den Planfertiger nicht von der Verantwortung für die 
vorschriftsmäßige und fehlerfreie Planung und Ausführung der Anlagen. 

(3) Mit den Installationsarbeiten darf erst nach schriftlicher Zustimmung des TZV begonnen werden. Eine 
Genehmigungspflicht nach sonstigen, insbesondere nach straßen-, bau- und wasserrechtlichen 
Bestimmungen bleibt durch die Zustimmung unberührt. 

(4) Die Errichtung der Anlage und wesentliche Veränderungen dürfen nur durch ein 
Installationsunternehmen erfolgen, das in ein Installateurverzeichnis des TZV oder eines anderen 
Wasserversorgungsunternehmens eingetragen ist. Der TZV ist berechtigt, die Ausführung der Arbeiten 
zu überwachen. 

(5) Der Grundstückseigentümer hat jede Inbetriebsetzung der Anlagen beim TZV über das Installations-
unternehmen zu beantragen. Der Anschluss der Anlage an das Verteilungsnetz und die Inbetriebsetzung 
erfolgen durch den TZV oder seine Beauftragten. 

(6) Von den Bestimmungen der Absätze 1 bis 4 kann der TZV Ausnahmen zulassen. 
 

§ 11 
Überprüfung der Anlage des Grundstückseigentümers 

(1) Der TZV ist berechtigt, die Anlage des Grundstückseigentümers vor und nach ihrer Inbetriebnahme zu 
überprüfen. Er hat auf erkannte Sicherheitsmängel aufmerksam zu machen und kann deren Beseitigung 
verlangen. 

(2) Werden Mängel festgestellt, welche die Sicherheit gefährden oder erhebliche Störungen erwarten 
lassen, so ist der TZV berechtigt, den Anschluss oder die Versorgung zu verweigern; bei Gefahr für Leib 
und Leben ist sie hierzu verpflichtet. 

(3) Durch Vornahme oder Unterlassung der Überprüfung der Anlage sowie durch deren Anschluss an das 
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Verteilungsnetz übernimmt der TZV keine Haftung für die Mängelfreiheit der Anlage. Dies gilt nicht, wenn 
sie bei einer Überprüfung Mängel festgestellt hat, die eine Gefahr für Leib und Leben darstellen. 

 
§ 12 

Abnehmerpflichten, Haftung 
(1) Der Grundstückseigentümer und die Benutzer haben den Beauftragten des TZV, die sich auf Verlangen 

auszuweisen haben, den Zutritt zu allen der Wasserversorgung dienenden Einrichtungen zu gestatten, 
soweit dies zur Nachschau der Wasserleitungen, zum Ablesen der Wasserzähler und zur Prüfung, ob die 
Vorschriften dieser Satzung und die von dem TZV-W/A auferlegten Bedingungen und Auflagen erfüllt 
werden, erforderlich ist. Der Grundstückseigentümer, ggf. auch die Benutzer des Grundstücks, werden 
davon nach Möglichkeit vorher verständigt. 

(2) Der Grundstückseigentümer und die Benutzer sind verpflichtet, alle für die Prüfung des Zustandes der 
Anlagen erforderlichen Auskünfte zu erteilen. Sie haben die Verwendung zusätzlicher Verbrauchsein-
richtungen vor Inbetriebnahme dem TZV mitzuteilen, soweit sich dadurch die vorzuhaltende Leistung 
wesentlich erhöht. 

(3) Der Grundstückseigentümer und die Benutzer haften dem TZV für von ihnen verschuldete Schäden, die 
auf eine Verletzung ihrer Pflichten nach dieser Satzung zurückzuführen sind. 

 
§ 13 

Grundstücksbenutzung 
(1) Der Grundstückseigentümer hat das Anbringen und Verlegen von Leitungen einschließlich Zubehör zur 

Zu- und Fortleitung von Wasser über sein im Versorgungsgebiet liegendes Grundstück sowie sonstige 
Schutzmaßnahmen unentgeltlich zuzulassen, wenn und soweit diese Maßnahmen für die örtliche 
Wasserversorgung erforderlich sind.  Diese Pflicht betrifft nur Grundstücke, die an die Wasserversorgung 
angeschlossen oder anzuschließen sind, die vom Eigentümer im wirtschaftlichen Zusammenhang mit 
einem angeschlossenen oder anzuschließen sind, die vom Eigentümer im wirtschaftlichen Zusammen-
hang mit einem angeschlossenen oder zum Anschluss vorgesehenen Grundstück genutzt werden oder 
für die Möglichkeit der Wasserversorgung sonst wirtschaftlich vorteilhaft ist. Die Verpflichtung entfällt, 
soweit die Inanspruchnahme der Grundstücke den Eigentümer in unzumutbarer Weise belasten würde. 

(2) Der Grundstückseigentümer ist rechtzeitig über Art und Umfang der beabsichtigten Inanspruchnahme 
seines Grundstückes zu benachrichtigen. 

(3) Der Grundstückseigentümer kann die Verlegung der Einrichtungen verlangen, wenn sie an der 
bisherigen Stelle für ihn nicht mehr zumutbar sind. Die Kosten der Verlegung hat der TZV zu tragen, 
soweit die Einrichtungen nicht ausschließlich der Versorgung des Grundstückes dienen. 

(4) Wird der Wasserbezug eingestellt, ist der Grundstückseigentümer verpflichtet, nach Wahl des TZV die 
Entfernung der Einrichtungen zu gestatten oder sie noch fünf Jahre unentgeltlich zu belassen, sofern 
dies nicht unzumutbar ist. 

(5) Die Absätze 1 bis 4 gelten nicht für öffentliche Verkehrswege und Verkehrsflächen sowie für 
Grundstücke, die durch Planfeststellung für den Bau von öffentlichen Verkehrswegen und 
Verkehrsflächen bestimmt sind. 

 
§ 14 

Art und Umfang der Versorgung 
(1) Der TZV stellt das Wasser zu dem in der Beitrags- und Gebührensatzung aufgeführten Entgelt zur 

Verfügung. Er liefert das Wasser als Trinkwasser unter dem Druck und in der Beschaffenheit, die in dem 
betreffenden Abschnitt des Versorgungsgebietes üblich sind, entsprechend den jeweils geltenden 
Rechtsvorschriften und den anerkannten Regeln der Technik. 

(2) Der TZV ist berechtigt, die Beschaffenheit und den Druck des Wassers im Rahmen der gesetzlichen und 
behördlichen Bestimmungen sowie der anerkannten Regeln der Technik zu ändern, sofern dies aus 
wirtschaftlichen oder technischen Gründen zwingend erforderlich ist. Der TZV wird eine dauernde 
wesentliche Änderung den Wasserabnehmern nach Möglichkeit mindestens zwei Monate vor der 
Umstellung schriftlich bekannt geben und die Belange der Anschlussnehmer möglichst berücksichtigen. 
Die Grundstückseigentümer sind verpflichtet, ihre Anlagen auf eigene Kosten den geänderten 
Verhältnissen anzupassen. 

(3) Der TZV stellt das Wasser im allgemeinen ohne Beschränkung zu jeder Tag- und Nachtzeit am Ende 
des Hausanschlusses zur Verfügung. Dies gilt nicht, soweit und solange der TZV durch höhere Gewalt, 
durch Betriebsstörungen, Wassermangel oder sonstige technische oder wirtschaftliche Umstände, deren 
Beseitigung ihr nicht zumutbar ist, an der Wasserversorgung gehindert ist. Der TZV kann die Belieferung 
mengenmäßig und  zeitlich beschränken oder unter Auflagen und Bedingungen gewähren, soweit das 
zur Wahrung des Anschluss- und Benutzungsrechts der anderen Berechtigten erforderlich ist. Der TZV 
darf ferner die Lieferung unterbrechen, um betriebsnotwendige Arbeiten vorzunehmen. Soweit möglich, 
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gibt der TZV Absperrungen der Wasserleitung vorher öffentlich bekannt und unterrichtet die Abnehmer 
über Umfang und voraussichtliche Dauer der Unterbrechung. 

(4) Das Wasser wird lediglich zur Deckung des Eigenbedarfs für die angeschlossenen Grundstücke 
geliefert. Die Überleitung von Wasser in ein anderes Grundstück bedarf der schriftlichen Zustimmung 
des TZV. 

(5) Für Einschränkungen oder Unterbrechungen der Wasserlieferung und für Änderungen des Druckes oder 
der Beschaffenheit des Wassers, die durch höhere Gewalt, Wassermangel oder sonstige technische 
oder wirtschaftliche Umstände, die der TZV nicht abwenden kann oder auf Grund behördlicher 
Verfügungen veranlasst sind, steht dem Grundstückseigentümer kein Anspruch auf Minderung 
verbrauchsunabhängiger Gebühren zu. 

 
§ 15 

Anschlüsse und Benutzung der Wasserleitung für Feuerlöschzwecke 
(1) Sollen auf einem Grundstück private Feuerlöschanschlüsse eingerichtet werden, so sind über die 

näheren Einzelheiten einschließlich der Kostentragung besondere Vereinbarungen zwischen dem 
Grundstückseigentümer und dem TZV zu treffen. 

(2) Private Feuerlöscheinrichtungen werden mit Wasserzählern ausgerüstet. Sie müssen auch für die 
Feuerwehr benutzbar sein. 

(3) Wenn es brennt oder wenn sonst Gemeingefahr droht, sind die  Anordnungen des TZV, der Polizei und 
der Feuerwehr zu befolgen; insbesondere haben die Wasserabnehmer ihre Leitungen und ihre 
Eigenanlagen auf Verlangen zum Feuerlöschen zur Verfügung zu stellen. Ohne zwingenden Grund 
dürfen sie in diesen Fällen kein Wasser entnehmen. 

(4) Bei Feuergefahr hat der TZV das Recht, Versorgungsleitungen  und Grundstücksanschlüsse 
vorübergehend abzusperren. Dem von der Absperrung betroffenen Wasserabnehmer steht hierfür kein 
Entschädigungsanspruch zu. 

 
§ 16 

Haftung bei Versorgungsstörungen 
(1) Für Schäden, die ein Grundstückseigentümer durch Unterbrechung der Wasserversorgung oder durch 

Unregelmäßigkeiten in der Belieferung erleidet, haftet der TZV aus dem Benutzungsverhältnis oder aus 
unerlaubter Handlung im Falle 
1.   der Tötung oder Verletzung des Körpers oder der Gesundheit  des Grundstückseigentümers, es sei   
      denn, dass der Schaden vom Zweckverband oder einem Erfüllungs- oder Verrichtungsgehilfen weder   
      vorsätzlich noch fahrlässig verursacht  worden ist. 
2. der Beschädigung einer Sache, es sei denn, dass der Schaden weder durch Vorsatz noch durch    
      grobe Fahrlässigkeit des TZV oder eines Erfüllungs- oder Verrichtungsgehilfen verursacht worden ist. 
3. eines Vermögensschadens, es sei denn, dass dieser weder durch Vorsatz noch durch grobe   
      Fahrlässigkeit eines vertretungsberechtigten Organs des TZV verursacht worden ist. 

§ 831 Abs. 1 Satz 2 des Bürgerlichen Gesetzbuches ist nur bei vorsätzlichem Handeln von 
Verrichtungsgehilfen anzuwenden. 

(2) Gegenüber Benutzern und Dritten, an die der Grundstückseigentümer das gelieferte Wasser im Rahmen 
des § 14 Abs. 4 weiterleitet, haftet der TZV für Schäden, die diesen durch Unterbrechung der 
Wasserversorgung oder durch Unregelmäßigkeiten in der Belieferung entstehen, wie einem 
Grundstückseigentümer. 

(3) Die Absätze 1 und 2 sind auch auf Ansprüche von Grundstückseigentümer anzuwenden, die diese 
gegen ein drittes Wasserversorgungsunternehmen aus unerlaubter Handlung geltend machen. Der TZV 
ist verpflichtet, den Grundstückeseigentümern auf Verlangen über die mit der Schadensverursachung 
durch ein drittes Unternehmen zusammenhängenden Tatsachen insoweit Auskunft zu geben, als sie ihr 
bekannt sind oder von ihr in zumutbarer Weise aufgeklärt werden können und ihre Kenntnis zur Geltend- 
machung des Schadensersatzes erforderlich ist. 

(4) Die Ersatzpflicht erlischt für Schäden unter dreißig Deutsche  Mark. 
(5) Schäden sind dem TZV unverzüglich mitzuteilen. 
 

§ 17 
Wasserzähler 

(1) Die verbrauchte Wassermenge wird durch Wasserzähler festgestellt, die den eichrechtlichen 
Vorschriften entsprechen müssen. Bei öffentlichen Verbrauchseinrichtungen kann die entnommene 
Menge auch geschützt werden, wenn die Kosten der Messung nicht im Verhältnis zur Höhe des 
Verbrauchs stehen. 

(2) Die Wasserzähler sind Eigentum des TZV. Die Lieferung, Aufstellung, technische Überwachung, 
Unterhaltung, Auswechslung und Entfernung der Wasserzähler sind Aufgabe des TZV. Bei der 
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Aufstellung hat der TZV so zu verfahren, dass eine einwandfreie Messung gewährleistet ist, sie hat den 
Grundstückseigentümer zuvor anzuhören und seine berechtigten Interessen  zu wahren. 

(3) Der TZV hat auf Verlangen des Grundstückseigentümers die Wasserzähler zu verlegen, wenn dies ohne 
Beeinträchtigung einer einwandfreien Messung möglich ist und der Grundstückseigentümer sich 
verpflichtet, die Kosten zu übernehmen. 

(4) Der Grundstückseigentümer haftet für das Abhandenkommen und die Beschädigung der Wasserzähler, 
soweit ihn hieran ein Verschulden trifft. Er hat den Verlust, Beschädigungen und Störungen dieser 
Einrichtungen beim TZV unverzüglich mitzuteilen. Er ist verpflichtet, sie vor Abwasser, Schmutz- und    
Grundwasser sowie vor Frost zu schützen. 

(5) Die Wasserzähler werden von einem Beauftragten des TZV möglichst in gleichen Zeitabständen oder 
auf Verlangen des TZV vom  Grundstückseigentümer selbst abgelesen. Dieser hat dafür zu sorgen, dass 
die Wasserzähler leicht zugänglich sind. 

 
§ 18 

Messeinrichtungen an der Grundstücksgrenze 
(1) Der TZV kann verlangen, dass der Grundstückseigentümer auf eigene Kosten an der Grundstücks-

grenze nach seiner Wahl einen geeigneten Wasserzählerschacht oder Wasserzählerschrank anbringt, 
wenn 

    1.  das Grundstück unbebaut oder 
    2.  die Versorgung des Gebäudes mit Grundstückanschlüssen erfolgt, die unverhältnismäßig lang sind    
         oder nur unter besonderen Erschwernissen verlegt werden können oder 
    3.  kein Raum zur frostsicheren Unterbringung des Wasserzählers vorhanden ist. 
(2) Der Grundstückseigentümer ist verpflichtet, die Einrichtungen in ordnungsgemäßen Zustand und jeder-

zeit zugänglich zu halten. 
 

§ 19 
Nachprüfung der Wasserzähler 

(1) Der Grundstückseigentümer kann jederzeit die Nachprüfung der Wasserzähler durch eine Eichbehörde 
oder eine staatlich anerkannte Prüfstelle im Sinne des § 6 Abs. 2 des Eichgesetzes verlangen. Stellt der 
Grundstückseigentümer den Antrag auf Prüfung nicht bei dem TZV, so hat er diese vor Antragstellung zu 
benachrichtigen. 

(2) Die Kosten der Prüfung hat der TZV nur dann zu übernehmen, wenn die Abweichung die gesetzlichen 
Verkehrsfehlergrenzen überschreitet, sonst sind sie vom Grundstückseigentümer zu tragen. 

 
§ 20 

Änderungen; Einstellung des Wasserbezugs 
(1) Jeder Wechsel des Grundstückseigentümers ist dem TZV unverzüglich schriftlich mitzuteilen. 
(2) Will ein Grundstückseigentümer, der zur Benutzung der Wasserversorgungseinrichtung nicht verpflichtet 

ist, den Wasserbezug aus der öffentlichen Wasserversorgung vollständig einstellen,  so hat er das 
mindestens eine Woche vor dem Ende des Wasserbezugs schriftlich beim TZV zu melden. 

(3) Will ein zum Anschluss oder zur Benutzung Verpflichteter den  Wasserbezug einstellen, hat er beim TZV 
Befreiung nach § 6 zu beantragen. 

 
§ 21 

Einstellung der Wasserlieferung 
(1) Der TZV ist berechtigt, die Wasserlieferung fristlos ganz oder teilweise einzustellen, wenn der Grund-

stückseigentümer oder Benutzer dieser Satzung oder sonstigen die Wasserversorgung betreffenden 
Anordnungen zuwiderhandelt und die Einstellung erforderlich ist, um 

      1.  eine unmittelbare Gefahr für die Sicherheit von Personen oder Anlagen abzuwenden, 
      2.  den Verbrauch von Wasser unter Umgehung, Beeinflussung oder vor Anbringung der Mess- 
           einrichtungen zu verhindern  oder 

3.  zu gewährleisten, dass Störungen anderer Abnehmer, störende Rückwirkungen auf Einrichtungen    
     des  TZV oder Dritter oder Rückwirkungen auf die Güte des Trinkwassers ausgeschlossen  sind. 

(2) Bei anderen Zuwiderhandlungen, insbesondere bei Nichterfüllung einer Zahlungsverpflichtung trotz 
Mahnung, ist der TZV berechtigt, die Versorgung zwei Wochen nach Androhung einzustellen. Dies gilt 
nicht, wenn die Folgen der Einstellung außer Verhältnis zur Schwere der Zuwiderhandlung stehen und 
hinreichende Aussicht besteht, dass der Grundstückseigentümer seinen Verpflichtungen nachkommt. 
Der TZV kann mit der Mahnung zugleich die Einstellung der Versorgung androhen. 

(3) Der TZV hat die Versorgung unverzüglich wieder aufzunehmen,  sobald die Gründe für die Einstellung 
entfallen sind. 
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§ 22 
Ordnungswidrigkeiten 

Nach § 5 Abs. 1 KV kann mit Geldbuße belegt werden, wer 
1. den Vorschriften über den Anschluss- und Benutzungszwang (§ 5) zuwiderhandelt, 
2. eine der in § 8 Abs. 5, § 10 Abs. 1, § 12 Abs. 2 und § 20 Abs. 1 und 2 festgelegten Melde-,   

Auskunfts- oder Vorlagepflichten verletzt, 
3. entgegen § 9 Abs. 1 und 2 Anlagen nicht unter Beachtung der Vorschriften der Satzung errichtet,   

erweitert, ändert oder unterhält, 
4. entgegen § 10 Abs. 3 vor Zustimmung des TZV mit den Installationsarbeiten beginnt, 
5. gegen die von dem TZV nach § 14 Abs. 3 Satz 3 angeordneten Verbrauchseinschränkungen oder 

Verbrauchsverbote verstößt, 
6. nach § 14 Abs. 4 ohne Zustimmung Wasser auf ein anderes Grundstück überleitet. 

                                                              
§ 23 

Anordnungen für den Einzelfall, Zwangsmittel 
(1) Der TZV kann zur Erfüllung der nach dieser Satzung bestehenden Verpflichtungen Anordnungen für den 

Einzelfall erlassen. 
(2) Für die Erzwingung der in dieser Satzung vorgeschriebenen Handlungen, eines Duldens oder Unter-

lassens gelten die Vorschriften des Thüringer Verwaltungszustellungs- und Vollstreckungsgesetzes. 
 

§ 24 
Inkrafttreten 

Diese Satzung tritt am Tag nach ihrer Bekanntmachung in Kraft. 
Gleichzeitig tritt die Satzung vom 29.12.1992 außer Kraft. 
 
ausgefertigt am: 
 
Teistungen, 20. Dezember 2002 
 
 
gez. Dornieden 
Verbandsvorsitzender     ( Siegel ) 
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Abwasserzweckverband     " O  b  e  r  e    H  a  h  l  e ", Hauptstraße 17, 37339 Teistungen 
 
Satzung für die öffentlichen Entwässerungseinrichtungen des Abwasser-
zweckverbandes "Obere Hahle" Teistungen (Entwässerungssatzung - EWS -) 
 
Gemäß der §§ 20 Abs. 2 und 23 des Gesetzes über die kommunale Gemeinschaftsarbeit (ThürKGG) vom 
11. Juni 1992 (GVBl. S. 232), in der Fassung der Neubekanntmachung vom 10. Oktober 2001 (GVBl. S. 
290) i.V.m. den §§ 19 Abs. 1 und 20 Abs. 2 Thüringer Kommunalordnung (ThürKO) in der Fassung der 
Neubekanntmachung vom 14.04.1998 (GVBl. Nr. 5 S. 73) zuletzt geändert durch das Gesetz vom 
14.09.2001 (GVBl. S. 258) beschließt die Verbandsversammlung nachfolgende Entwässerungssatzung: 
                              

§ 1 
Öffentliche Einrichtung 

(1) Der Verband betreibt zur Abwasserbeseitigung öffentliche Einrichtungen, einschließlich 
Oxydationsteiche. 

(2) Die Entwässerungseinrichtung umfasst die leitungsgebundene Entwässerungsanlage und die 
Fäkalschlammentsorgung. Art und Umfang der Entwässerungseinrichtung bestimmt der Verband. 

(3) Zur Entwässerungsanlage des Verbandes gehören auch die Grundstücksanschlüsse, soweit sie sich im 
öffentlichen Straßengrund befinden. 

 
§ 2 

Grundstücksbegriff - Grundstückseigentümer 
(1) Grundstück im Sinn dieser Satzung sind katastermäßig abgegrenzte Teile der Erdoberfläche, die im 

Bestandverzeichnis des Grundbuches unter einer besonderen Nummer eingetragen sind. Mehrere 
Grundstücke oder Teile von Grundstücken im Sinne des Grundbuchrechtes stellen ein Grundstück im 
Sinne dieser Satzung dar, wenn sie wegen verbindlicher planerischer Festsetzungen oder wegen der 
tatsächlichen Geländeverhältnisse nur gemeinsam baulich oder gewerblich nutzbar sind, wenn sie 
aneinander grenzen und die Eigentümer identisch sind. 

(2) Die Vorschriften dieser Satzung für Grundstückseigentümer gelten auch für Erbbau- berechtigte und 
Inhaber eines dinglichen Nutzungsrechtes im Sinne des Art. 233 § 4 EGBGB. Von mehreren dinglich am 
Grundstück Berechtigten ist jeder einzelne berechtigt und verpflichtet. 

 
§ 3 

Begriffsbestimmungen 
Im Sinne dieser Satzung haben die nachstehenden Begriffe folgende Bedeutung: 
Abwasser  ist Wasser, das durch häuslichen, gewerblichen, landwirtschaftlichen oder sonst in 

seinen Eigenschaften verändert ist oder das von Niederschlägen aus dem Bereich 
von bebauten oder befestigten Flächen abfließt.  
Die Bestimmungen dieser Satzung gelten nicht für das in landwirtschaftlichen 
Betrieben anfallende Abwasser einschließlich Jauche und Gülle, das dazu bestimmt 
ist, auf landwirtschaftlich oder gärtnerisch genutzte Böden aufgebracht zu werden; 
nicht zum Aufbringen bestimmt ist insbesondere das menschliche Fäkalabwasser. 

Kanäle          sind Mischwasserkanäle, Schmutzwasserkanäle oder Regenwasserkanäle 
einschließlich der Sonderbauwerke wie z.B. Regenrückhaltebecken, Pumpwerke, 
Regenüberläufe. 

Schmutzwasser-  dienen ausschließlich der Aufnahme von Schmutzwasser 
kanäle       
 

Mischwasser-    sind zur Aufnahme von Niederschlags- und Schmutzwasser bestimmt. 
kanäle    
       

Regenwasser-    dienen ausschließlich der Aufnahme von Niederschlagswasser. 
kanäle          
 

Sammelklär-     ist eine Anlage zur Reinigung des in den Kanälen gesammelten Abwassers 
anlage           einschließlich der Ableitung zum Gewässer. 
 

Oxydationsteiche        sind Klärteiche mit Vorabscheider und Überlauf des geklärten Schmutzwassers zum  
Vorfluter. 

 

Grundstücks-    sind die Leitungen vom Kanal zum Kontrollschacht. 
anschlüsse  
(Anschlusskanäle) 
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Grundstücksent-    sind die Einrichtungen eines Grundstückes, die dem Ableiten des Abwassers    
wässerungsan-            dienen, bis einschließlich des Kontrollschachtes bzw. der Grundstückskläranlage. 
anlagen     
  

Grundstücks-    sind Anlagen eines Grundstückes zur Behandlung von Abwasser. Gruben zur 
kläranlagen                  Sammlung des Abwassers sind den Grundstückskläranlagen gleichgestellt. 
 

Fäkalschlamm    ist der Anteil des Abwassers, der in der Grundstückskläranlage  zurückgehalten wird 
und im Rahmen der öffentlichen Entsorgung in  Abwasseranlagen eingeleitet oder 
eingebracht wird. 

 
§ 4 

Anschluss- und Benutzungsrecht 
(1) Jeder Grundstückseigentümer kann verlangen, dass sein Grundstück, das durch einen Kanal 

angeschlossen ist, nach Maßgabe dieser Satzung an die öffentliche Entwässerungsanlage 
angeschlossen wird. Er ist berechtigt, nach Maßgabe der §§ 11 bis 17 alles Abwasser in die öffentliche 
Entwässerungsanlage einzuleiten. Welche Grundstücke durch einen Kanal erschlossen werden, 
bestimmt der Verband. Der Grundstückseigentümer kann unbeschadet weitergehender bundes- und 
landesgesetzlicher Vorschriften nicht verlangen, dass neue Kanäle hergestellt oder bestehende Kanäle 
geändert werden. 

(2) Grundstückseigentümer, auf deren Grundstück das dort anfallende Abwasser nicht in eine 
Entwässerungsanlage mit Sammelkläranlage eingeleitet werden kann, sind zum Anschluss und zur 
Benutzung der öffentlichen Fäkalschlammentsorgungseinrichtung berechtigt. 

(3) Ein Anschluss- und Benutzungsrecht besteht nicht, 
1. wenn das Abwasser wegen seiner Art oder Menge nicht ohne weiteres von der öffentlichen Ent- 
    wässerungsanlage übernommen werden kann und besser von demjenigen behandelt wird, bei dem    
    es anfällt 
2. solange eine Übernahme des Abwassers technisch oder wegen des unverhältnismäßig hohen 
    Aufwandes nicht möglich ist 

       3. wenn die gesonderte Behandlung des Abwassers wegen der Siedlungsstruktur das Wohl der   
                Allgemeinheit nicht beeinträchtigt 

(4) Unbeschadet des Absatzes 3 besteht ein Benutzungsrecht nicht, soweit eine Versickerung oder 
anderweitige Beseitigung von Niederschlagswasser ordnungsgemäß möglich ist. Der Verband kann 
hiervon Ausnahmen zulassen oder bestimmen, wenn die Ableitung von Niederschlagswasser aus 
betriebstechnischen Gründen erforderlich ist. 

 
§ 5 

Anschluss- und Benutzungszwang 
(1) Die zum Anschluss Berechtigten (§ 4 Abs. 1) sind verpflichtet, bebaute und auch unbebaute 

Grundstücke, wenn dort Abwasser anfällt, an die öffentliche Entwässerungsanlage anzuschließen 
(Anschlusszwang). Ein Anschlusszwang besteht nicht, wenn der Anschluss rechtlich oder tatsächlich 
unmöglich ist. Ein Grundstück gilt als bebaut, wenn auf ihm bauliche Anlagen, bei deren Benutzung 
Abwasser anfallen kann, dauernd oder vorübergehend vorhanden sind. 

(2) Die zur Benutzung der öffentlichen Fäkalienschlammentsorgung Berechtigten (§ 4 Abs. 2) sind 
verpflichtet, für ihre Grundstücke die öffentliche Fäkalschlammentsorgungseinrichtung zu benutzen. 
Zufahrt und Grundstückskläranlage sind so instand zuhalten, dass jederzeit ungehindert die Abfuhr 
erfolgen kann. 

(3) Von Grundstücken, die an die öffentliche Entwässerungsanlage angeschlossen sind, oder von denen 
der Fäkalschlamm entsorgt wird, ist im Umfang des Benutzungsrechtes alles Abwasser in die öffentliche 
Entwässerungsanlage einzuleiten und bei der Fäkalschlammentsorgung der Grundstückskläranlage 
zuzuführen (Benutzungszwang).Verpflichtet sind die Grundstückseigentümer und alle Benutzer der 
Grundstücke. Sie haben auf Verlangen des Verbandes die dafür erforderliche Überwachung zu dulden. 

 
§ 6 

Befreiung von Anschluss- oder Benutzungszwang 
(1) Von der Verpflichtung zum Anschluss oder zur Benutzung wird auf Antrag ganz oder zum Teil befreit, 

wenn der Anschluss oder die Benutzung aus besonderen Gründen auch unter Berücksichtigung der 
Erfordernisse des Gemeinwohls nicht zumutbar ist. Eine Befreiung von der Fäkalschlammentsorgung 
kann insbesondere für landwirtschaftliche Anwesen erfolgen, wenn der dort anfallende Fäkalschlamm 
auf betriebseigenen Ackerflächen ordnungsgemäß aufgebracht werden kann. Der Antrag auf Befreiung 
ist unter Angabe der Gründe schriftlich beim Verband einzureichen. 

(2) Die Befreiung kann unter Bedingungen, Auflagen und Widerrufsvorbehalt erteilt werden. 
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§ 7 
Sondervereinbarungen 

(1) Ist der Eigentümer nicht zum Anschluss oder zur Benutzung berechtigt oder verpflichtet, so kann der 
Verband durch Vereinbarung ein besonderes Benutzungsverhältnis begründen. 

(2) Für dieses Benutzungsverhältnis gelten die Bestimmungen dieser  Satzung und der Beitrags- und 
Gebührensatzung entsprechend. Soweit es sachgerecht ist, kann die Sondervereinbarung auch 
abweichende Regelungen treffen. 

 
§ 8 

Grundstücksanschluss 
(1) Die Grundstücksanschlüsse werden vom Verband hergestellt, erneuert, geändert und unterhalten. Der 

Verband kann, soweit die Grundstücksanschlüsse nicht nach § 1 Abs. 3 Bestandteil der Entwässerungs-
anlage sind, auf Antrag zulassen oder von Amts wegen anordnen, dass der Grundstückseigentümer den 
Grundstücksanschluss ganz oder teilweise herstellt, erneuert, ändert und unterhält; die §§ 10 mit 12 
gelten entsprechend. 

(2) Der Verband bestimmt Zahl, Art, Nennweite und Führung der Grundstücksanschlüsse. Er bestimmt 
auch, wo und an welchen Kanal anzuschließen ist. Begründete Wünsche der Grundstückseigentümer 
werden dabei nach Möglichkeit berücksichtigt. 

(3) Jeder Eigentümer, dessen Grundstück an die öffentliche Entwässerungsanlage angeschlossen oder 
anzuschließen ist, muss die Verlegung von Grundstücksanschlüssen, den Einbau von Schächten, 
Schiebern, Messeinrichtungen und dergleichen und von Sonderbauwerken zulassen; ferner das 
Anbringen von Hinweisschildern dulden, soweit diese Maßnahmen für die ordnungsgemäße Beseitigung 
des auf seinem Grundstück anfallenden Abwassers erforderlich sind. 

 
§ 9 

Grundstücksentwässerungsanlage 
(1) Jedes Grundstück, das an die öffentliche Entwässerungseinrichtung angeschlossen wird, ist vorher vom 

Grundstückseigentümer mit einer Grundstücksentwässerungsanlage zu versehen, die nach den aner-
kannten Regeln der Technik herzustellen, zu betreiben, zu unterhalten und zu ändern ist. 

(2) Die Grundstücksentwässerungsanlagen sind mit einer Grundstückskläranlage zu versehen, wenn das 
Abwasser keiner Sammelkläranlage zugeführt wird. Die Grundstückskläranlage ist auf dem anzu-
schließenden Grundstück so zu erstellen, dass die Abfuhr des Klärschlammes durch Entsorgungs-
fahrzeuge möglich ist; sie ist Bestandteil der Grundstücksentwässerungsanlage. 

(3) Am Ende der Grundstücksentwässerungsanlage ist ein Kontrollschacht vorzusehen. Der Verband kann 
verlangen, dass anstelle oder zusätzlich zum Kontrollschacht ein Messschacht zu erstellen ist. 

(4) Besteht zum Kanal kein natürliches Gefälle, so kann der Verband vom Grundstückseigentümer den 
Einbau und Betrieb einer Hebeanlage zur Entwässerung des Grundstücks verlangen, wenn ohne diese 
Anlage eine ordnungsgemäße Beseitigung der Abwässer bei einer den Regeln der Technik entsprechen-
den Planung und Ausführung des Kanalsystems nicht möglich ist. 

(5) Gegen den Rückstau des Abwassers aus dem Abwassernetz hat sich jeder Anschlussnehmer selbst zu 
schützen. 

(6) Die Grundstücksentwässerungsanlagen sowie Arbeiten daran dürfen nur durch fachlich geeignete 
Unternehmen ausgeführt werden. 

 
§ 10 

Zulassung der Grundstücksentwässerungsanlage 
(1) Bevor die Grundstücksentwässerungsanlage hergestellt oder geändert wird, sind dem Verband folgende 

Unterlagen in doppelter Fertigung einzureichen: 
a)  Lageplan des zu entwässernden Grundstückes im Maßstab 1:1000 

      b) Grundriss- und Flächenpläne im Maßstab 1:100, aus denen der Verlauf der Leitungen  und im Falle   
          des § 9 Abs. 2 die Grundkläranlage und die befestigte Zufahrt für die Fäkalschlammentsorgung  
          ersichtlich sind. 
      c) Längsschnitte aller Leitungen mit Darstellung der Entwässerungsgegenstände im  Maßstab 1:100,     
          bezogen auf Normal-Null  (NN), aus denen insbesondere die Gelände- und Kanalsohlenhöhen, die  
          maßgeblichen Kellersohlenhöhen, Querschnitte und Gefälle der Kanäle, Schächte, höchste Grund- 
          wasseroberfläche zu ersehen sind. 
      d) Wenn Gewerbe- oder Industrieabwässer oder Abwasser, das in seiner Beschaffenheit erheblich vom   
          Haushaltsabwasser abweicht, zugeführt werden, ferner Angaben über 
          -  Zahl der Beschäftigten und der ständigen Bewohner auf dem Grundstück, wenn deren Abwasser  
             miterfasst werden soll; 
          -  Menge und Beschaffenheit des Verarbeitungsmaterials, der Erzeugnisse; 
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          -  die abwassererzeugenden Betriebsvorgänge; 
          -  Höchstzufluss und Beschaffenheit des zum Einleiten bestimmten Abwassers; 
          -  Zeiten, in denen eingeleitet wird, Vorbehandlung des Abwassers (Kühlung, Reinigung,      
             Neutralisation, Dekontaminierung) mit Bemessungsnachweisen; 
         Soweit nötig sind die Angaben zu ergänzen durch den wasserwirtschaftlichen Betriebsplan (Zufluss,   
         Verbrauch, Kreislauf, Abfluss) und durch Pläne der zur Vorbehandlung beabsichtigten Einrichtungen. 
         Die Pläne haben den beim Verband ausliegenden Planmustern zu entsprechen. Alle Unterlagen sind   
         von den Bauherren und Planfertigern zu unterschreiben. 
(2) Der Verband prüft, ob die beabsichtigten Grundstücksentwässerungsanlagen den Bestimmungen dieser 

Satzung entsprechen. Ist das er Fall, so erteilt der Verband schriftlich seine Zustimmung und gibt eine 
Fertigung der eingereichten Unterlagen mit Zustimmungsvermerk zurück. Die Zustimmung kann unter 
Bedingungen und Auflagen erteilt werden. Andernfalls setzt der Verband dem Bauherren unter Angabe 
der Mängel eine angemessene Frist zur Berichtigung. Die geänderten Unterlagen sind sodann erneut 
einzureichen. 

(3) Mit der Herstellung oder Änderung der Grundstücksentwässerungsanlagen darf erst nach schriftlicher 
Zustimmung des Verbandes begonnen werden. Eine Genehmigungspflicht nach sonstigen – insbeson-
dere nach Straßenbau- und wasserrechtlichen Bestimmungen - bleibt durch die Zustimmung unberührt. 

(4) Von den Bestimmungen der Absätze 1 bis 3 kann der Verband Ausnahmen zulassen. 
 

§ 11 
Herstellung und Prüfung der Grundstücksentwässerungsanlage 

(1) Die Grundstückseigentümer haben dem Verband den Beginn des Herstellens, des Änderns, des Aus-
führens größerer Unterhaltungsarbeiten oder das Beseitigen drei Tage vorher schriftlich anzuzeigen und 
gleichzeitig den Unternehmer zu benennen. Muss wegen Gefahr im Verzug mit den Arbeiten sofort 
begonnen werden, so ist der Beginn innerhalb von 24 Stunden schriftlich anzuzeigen. 

(2) Der Verband ist berechtigt, die Arbeiten zu prüfen. Alle Leitungen dürfen nur mit vorheriger Zustimmung 
des Verbandes verdeckt werden. Andernfalls sind sie auf Anordnung des Verbandes freizulegen. 

(3) Die Grundstückseigentümer haben zu allen Überprüfungen Arbeitskräfte, Geräte und Werkstoffe 
bereitzustellen. 

(4) Festgestellte Mängel sind innerhalb einer angemessenen Frist durch die Grundstückseigentümer zu 
beseitigen. Die Beseitigung der Mängel ist dem Verband zur Nachprüfung anzuzeigen. 

(5) Der Verband kann verlangen, dass die Grundstücksentwässerungsanlagen nur mit ihrer Zustimmung in 
Betrieb genommen werden. Die Zustimmung kann insbesondere davon abhängig gemacht werden, dass 
seitens des vom Grundstückseigentümer beauftragten Unternehmers eine Bestätigung über die 
Dichtigkeit und Funktionsfähigkeit der Anlagen vorgelegt wird. 

(6) Die Zustimmung nach § 10 Abs. 3 und die Prüfung der Grundstücksentwässerungsanlage durch den 
Verband befreien den Grundstückseigentümer, den Bauherren, den aus-führenden Unternehmer und 
den Planfertiger nicht von der Verantwortung für die vorschriftsmäßige und fehlerfreie Planung und 
Ausführung der Anlage. 

 
§ 12 

Überwachung 
(1) Der Verband ist befugt, die Grundstücksentwässerungsanlagen jederzeit zu überprüfen, Abwasser-

proben zu entnehmen und Messungen durchzuführen. Dasselbe gilt für die Grundstücksanschlüsse und 
Messschächte, wenn der Verband sie nicht selbst unterhält. Zu diesem Zweck sind den Beauftragten des 
Verbandes, die sich auf Verlangen auszuweisen haben, ungehindert Zugang zu allen Anlageteilen zu 
gewähren und die notwendigen Auskünfte zu erteilen. Die Grundstückseigentümer werden davon vorher 
verständigt das gilt nicht für Probeentnahmen und Abwassermessungen. 

(2) Der Grundstückseigentümer ist verpflichtet, die von ihm zu unterhaltenden Grundstücksentwässerungs-
anlagen in Abständen von zehn Jahren durch einen fachlich geeigneten Unternehmer auf Bauzustand, 
insbesondere Dichtigkeit und Funktionsfähigkeit untersuchen und festgelegte Mängel beseitigen zu 
lassen. Über die durchgeführten Untersuchungen und über die Mängelbeseitigung ist dem Verband eine 
Bestätigung des damit beauftragten Unternehmens vorzulegen. Der Verband kann darüber hinaus jeder-
zeit verlangen, dass die vom Grundstückseigentümer zu unterhaltenden Anlagen in einen Zustand 
gebracht werden, der Störungen anderer Einleiter, Beeinträchtigungen der öffentlichen Entwässerungs-
anlage und Gewässerverunreinigungen ausschließt. 

(3) Wird Gewerbe- oder Industrieabwasser oder Abwasser, das in seiner Beschaffenheit erheblich vom 
Hausabwasser abweicht, zugeführt, kann der Verband den Einbau und den Betrieb von Überwachungs-
einrichtungen verlangen. 

(4) Grundstückseigentümer haben Störungen und Schäden an den Grundstücksanschlüssen, Mess-
schächten, Grundstücksentwässerungsanlagen, Überwachungseinrichtungen und etwaigen Vorbe-
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handlungsanlagen unverzüglich dem Verband anzuzeigen. 
(5) Die Verpflichtungen nach den Absätzen 1 bis 4 gelten auch für die Benutzer der Grundstücke. 
 

§ 13 
Stillegung von Entwässerungsanlagen auf dem Grundstück 

Abflusslose Gruben und Sickeranlagen sind außer Betrieb zu setzen, sobald ein Grundstück an die öffent-
liche Entwässerungsanlage angeschlossen ist. Das gleiche gilt für Grundstückskläranlagen, sobald die 
Abwässer einer ausreichenden Sammelkläranlage zugeführt werden. Sonstige Grundstücksentwässerungs-
einrichtungen sind, wenn sie den Bestimmungen der §§ 9 bis 11 nicht entsprechen, in dem Umfang außer 
Betrieb zu setzen, indem das Grundstück an die öffentliche Entwässerungsanlage anzuschließen ist. 
 

§ 14 
Entsorgung des Fäkalschlamms 

(1) Der Verband oder der von ihm beauftragte Abfuhrunternehmer räumt den Fäkalschlamm der Grund-
stückskläranlage mindestens alle 18 Monate. Bei Kleinkläranlagen mit einem spezifischen Nutzvolumen 
von 1,51 m

3
 bis 2,5 m

3
/EW verlängert sich der Entsorgungszyklus um weitere 18 Monate. Bei Kleinklär-

anlagen über 2,5 m
3
 Nutzvolumen/EW beträgt der Entsorgungszyklus 54 Monate. Der Grundstücks-

eigentümer hat die Verlängerung des Entsorgungszyklus, unter Angabe der Zahl der gemeldeten 
Personen und des spezifischen Nutzvolumens der Kleinkläranlage, schriftlich beim Abwasserzweck-
verband "Ober Hahle" zu beantragen. Der Zweckverband kann die Verlängerung versagen oder eine 
genehmigte Veränderung widerrufen, wenn die Gefahr besteht, dass die Kleinkläranlage überlastet wird. 

(1 a) Den Vertretern des Zweckverbandes und seinen Beauftragten ist ungehindert Zutritt zu den Grund-  
       stücksentwässerungsanlagen zu gewähren 
(2) Der Verband bestimmt den genauen Zeitpunkt, zu dem die Durchführung der Entsorgung beabsichtigt 

ist. Ein Anspruch des Benutzers besteht insoweit nicht. 
(3) Die in Aussicht genommenen Termine werden mindestens fünf Tage vorher mitgeteilt; sind sie allgemein 

festgelegt, so genügt die ortsübliche Bekanntmachung des Entsorgungsplanes. 
(4) Der Grundstückseigentümer kann bei Bedarf einen zusätzlichen Entsorgungstermin beantragen. Der 

Verband entscheidet über diesen Antrag unter Berücksichtigung der betrieblichen Erfordernisse der 
öffentlichen Fäkalschlammentsorgung. 

(5) Der Inhalt der Grundstückskläranlagen geht mit der Abfuhr in das Eigentum des Verbandes über. Der 
Verband ist nicht verpflichtet, in diesen Stoffen nach verlorenen Gegenständen zu suchen oder suchen 
zu lassen. Werden darin Wertgegenstände gefunden, sind sie als Fundsache zu behandeln. 

 
§ 15 

Verbot des Einleitens, Einleitungsbedingungen 
(1) In die öffentliche Entwässerungsanlage dürfen Stoffe nicht  eingeleitet oder eingebracht werden, die 

-  die dort beschäftigten Personen gefährden oder deren Gesundheit beeinträchtigen 
      -  die öffentliche Entwässerungsanlage oder die angeschlossenen Grundstücke gefährden  
      -  den Betrieb der Entwässerungsanlage erschweren, behindern oder beeinträchtigen 
      -  die landwirtschaftliche, forstwirtschaftliche oder gärtnerische Verwertung des Klärschlamms erschwe-  
         ren oder verhindern oder sich sonst schädlich auf die Umwelt, insbesondere die Gewässer aus wirken. 
(2) Dieses Verbot gilt insbesondere für 
     1.  feuergefährliche Stoffe oder zerknallfähige Stoffe wie Benzin, Benzol, Öl, 
     2.  infektiöse Stoffe, Medikamente, 
    3.  radioaktive Stoffe, 
    4.  Farbstoffe, soweit sie zu einer deutlichen Verfärbung des Abwassers in der Sammelkläranlage oder  
      des Gewässers führen, Lösemittel, 
    5.  Abwasser oder andere Stoffe, die schädliche Ausdünstungen, Gase oder Dämpfe verbreiten können, 
    6.  Grund- und Quellwasser, 
   7.  feste Stoffe, auch in zerkleinerter Form wie Schutt, Asche, Sand, Kies, Faserstoffe, Zement, Kunst- 
           harze, Teer, Pappe,  Dung, Küchenabfälle, Schlachtabfälle, Treber, Hefe, flüssige Stoffe, die erhärten, 
       8.  Räumgut aus Leichtstoff- und Fettabscheidern, Jauche, Gülle, Abwasser aus Dunggruben und   
            Tierhaltungen, Silagegärsaft, Blut aus Schlächtereien, Molke, 
       9.  Absetzgut, Schlämme oder Suspensionen aus Vorbehandlungsanlagen, Räumgut aus Grundstücks- 
            kläranlagen und Abortgruben unbeschadet der Regelungen zur Beseitigung der Fäkalschlämme, 
       10. Stoffe oder Stoffgruppen, die wegen der Besorgung einer Giftigkeit, Langlebigkeit, Anreicherungs- 
             fähigkeit oder einer krebserzeugenden, fruchtschädigenden oder  erbgutverändernden Wirkung als  
             gefährlich zu bewerten sind wie Schwermetalle, Cyanide, halogenierte Kohlenwasserstoffe, poly-  
             cyclische Aromaten, Phenole, 
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       Ausgenommen sind: 
       a) unvermeidbare Spuren solcher Stoffe im Abwasser in der Art und in der Menge, wie sie auch im   
           Abwasser aus Haushaltungen üblicherweise anzutreffen sind, 
       b) Stoffe, die nicht vermieden oder in einer Vorbehandlungsanlage zurückgehalten  werden können und  
     deren Einleitung der Verband in den Einleitungsbedingungen nach Absatz 3 zugelassen hat. 
      11. Abwasser aus Industrie- und Gewerbebetrieben 
             -  von den zu erwarten ist, dass es auch nach der Behandlung in der Sammelkläranlage nicht den   
                Mindestanforderungen nach § 7 a des Wasserhaushaltsgesetzes entsprechen wird, 
         -  das Wasser wärmer als +35 °C ist, 
         -  das einen pH Wert von unter 6,5 oder über 9,5 aufweist, 
             -  das aufschwimmende Öle und Fette enthält, 
         -  das als Kühlwasser benutzt worden ist. 
(3) Die Einleitungsbedingungen nach Absatz 2 Nr. 10 Buchst. b) werden gegenüber den einzelnen 

Anschlusspflichtigen oder im Rahmen der Sondervereinbarungen festgelegt. 
(4) Über Absatz 3 hinaus kann der Verband in den Einleitungsbedingungen auch die Einleitung von 

Abwasser besonderer Art und Menge ausschließlich oder von besonderen Voraussetzungen abhängig 
machen, soweit die zum Schutz des Betriebspersonals, der Entwässerungsanlage oder zur Erfüllung der 
für den Betrieb der öffentlichen Entwässerungsanlage geltenden Vorschriften, insbesondere der 
Bedingungen und Auflagen dem Verband erteilten wasserrechtlichen Bescheids erforderlich ist. 

(5) Der Verband kann die Einleitungsbedingungen nach Abs. 3 und 4 neu festlegen, wenn die Einleitung 
von Abwasser in die öffentliche Entwässerungsanlage nicht nur vorübergehend nach Art oder Menge 
wesentlich geändert wird oder wenn sich die für den Betrieb der öffentlichen Entwässerungsanlage 
geltenden Gesetze oder Bescheide ändern. Der Verband kann Fristen festlegen, innerhalb derer, die zur 
Erfüllung der geänderten Anforderungen notwendigen Maßnahmen durchgeführt werden müssen. 

(6) Der Verband kann die Einleitung von Stoffen im Sinne der Absätze 1 und 2 zulassen, wenn der 
Verpflichtete Vorkehrungen trifft, durch die die Stoffe ihre gefährdende oder schädigende oder dem 
Betrieb der öffentlichen Entwässerungsanlage erschwerende Wirkung verlieren. In diesem Fall hat der 
Verband eine Beschreibung nebst Plänen in doppelter Fertigung vorzulegen. Der Verband kann die 
Einleitung der Stoffe zulassen, erforderlichenfalls nach Anhörung der für den Gewässerschutz 
zuständigen Sachverständigen. 

(7) Besondere zwischen dem Verband und einem Verpflichteten, die das Einleiten von Stoffen im Sinn des 
Absatzes 1 durch entsprechende Vorkehrungen an der öffentlichen Entwässerungsanlage ermöglichen, 
bleiben vorbehalten. 

(8) Wenn Stoffe im Sinn des Absatzes 1 in eine Grundstücksentwässerungsanlage oder in die öffentliche 
Entwässerungsanlage gelangen, ist der Verband sofort zu verständigen. 

 
                                  § 16 
                                Abscheider 
(1) Sofern mit dem Abwasser Leichtflüssigkeiten, wie z.B. Benzin, Benzol, Öle oder Fette mit abge-

schwemmt werden können, sind in die Grundstücksentwässerungsanlage Abscheider einzuschalten und 
insoweit ausschließlich diese zu benutzen. 

(2) Die Abscheider müssen in regelmäßigen Zeitabständen und bei Bedarf entleert werden. Der Verband 
kann den Nachweis der ordnungsgemäßen Entleerung verlangen. Das Abscheidegut ist schadlos zu 
entsorgen. 

 
                                  § 17 
                         Untersuchung des Abwassers 
(1) Der Verband kann über die Art und Menge des eingeleiteten oder einzuleitenden Abwassers Aufschluss 

verlangen. Bevor erstmalig Abwasser eingeleitet wird oder wenn Art oder Menge des eingeleiteten 
Abwassers geändert werden, ist dem Verband auf Verlangen nachzuweisen, dass das Abwasser keine 
Stoffe enthält, die unter das Verbot des § 15 fallen. 

(2) Der Verband kann eingeleitetes Abwasser jederzeit auch periodisch auf Kosten des Grundstückseigen-
tümers untersuchen lassen. Der Verband kann verlangen, dass die nach § 12 Abs. 3 eingebauten 
Überwachungseinrichtungen ordnungsgemäß betrieben und die Messergebnisse vorgelegt werden. 

(3) Die Beauftragten des Verbandes und die Bediensteten der für die Gewässeraufsicht zuständigen 
Behörden können die anzuschließenden oder die angeschlossenen Grundstücke betreten, wenn dies zur 
Durchführung der in den Absätzen 1 und 2 vorgesehenen Maßnahmen erforderlich ist. 

 
§ 18 

Haftung 
(1) Der Verband haftet unbeschadet Abs. 2 nicht für Schäden, die auf solchen Betriebsstörungen beruhen, 
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die sich auch bei ordnungsgemäßer Planung, Ausführung und Unterhaltung der Entwässerungs-
einrichtung nicht vermeiden lassen. Satz 1 gilt insbesondere auch für Schäden, die durch Rückstau 
hervorgerufen werden. 

(2) Der Verband haftet für Schäden, die sich aus dem Benutzen der öffentlichen Entwässerungsanlage 
ergeben nur dann, wenn einer Person, deren sich der Verband zur Erfüllung ihrer Verpflichtungen 
bedient, Vorsatz oder Fahrlässigkeit zur Last fällt. 

(3) Der Grundstückseigentümer und die Benutzer haben für die ordnungsgemäße Benutzung der öffent-
lichen Entwässerungsanlage einschließlich des Grundstücksanschlusses zu sorgen. 

(4) Wer den Vorschriften dieser Satzung oder einer Sondervereinbarung zuwiderhandelt, haftet dem 
Verband für alle ihr dadurch entstehenden Schäden und Nachteile. Dasselbe gilt für Schäden und 
Nachteile, die durch den mangelhaften Zustand des Grundstücksanschlusses verursacht werden, soweit 
dieser nach § 8 vom Grundstückseigentümer herzustellen, zu erneuern, zu ändern und zu unterhalten 
ist. Mehrere Verpflichtete haften als Gesamtschuldner. 

 
§ 19 

Grundstücksbenutzung 
(1) Der Grundstückseigentümer hat das Anbringen und Verlegen von Leitungen einschließlich Zubehör zur 

Ableitung von Abwasser über sein im Entsorgungsgebiet liegende Grundstück sowie sonstige Schutz-
maßnahmen unentgeltlich zuzulassen, wenn und soweit diese Maßnahmen für die örtliche Abwasser-
beseitigung erforderlich sind. Diese Pflicht betrifft nur Grundstücke, die an die öffentliche Entwässe-
rungsanlage angeschlossen oder anzuschließen sind, die vom Eigentümer im wirtschaftlichen Zusam-
menhang mit einem angeschlossenen oder zum Anschluss vorgesehenen Grundstück genutzt werden 
oder für die die Möglichkeit der örtlichen Abwasserbeseitigung sonst wirtschaftlich vorteilhaft ist. Die 
Verpflichtung entfällt, soweit die Inanspruchnahme der Grundstücke den Eigentümer in unzumutbarer 
Weise belasten würde. 

(2) Der Grundstückseigentümer ist rechtzeitig über Art und Umfang der beabsichtigten Inanspruchnahme 
seines Grundstückes zu benachrichtigen. 

(3) Der Grundstückseigentümer kann die Verlegung der Einrichtungen verlangen, wenn sie an der bishe-
rigen Stelle für ihn nicht mehr zumutbar sind. Die Kosten der Verlegung hat der Verband zu tragen, 
soweit die Einrichtung nicht ausschließlich der Entsorgung des Grundstückes dient. 

(4) Die Absätze 1 bis 3 gelten nicht nur für öffentliche Verkehrswege und Verkehrsflächen sowie für 
Grundstücke, die durch Planfeststellung für den Bau von öffentlichen Verkehrswegen und 
Verkehrsflächen bestimmt sind.  

 
§ 20 

Ordnungswidrigkeiten 
Nach § 20 Abs. 3 ThürKo kann mit Geldbuße belegt werden, wer vorsätzlich 
1. den Vorschriften über den Anschluss- und Benutzungszwang (§ 5) zuwiderhandelt. 
2. eine der in § 10 Abs. 1, § 11 Abs. 1, § 12 Abs. 4 und 5 und § 17 Abs. 1 festgelegten Melde-, Auskunfts- 

oder Vorlagefristen verletzt. 
3. entgegen § 10 Abs. 3 vor Zustimmung des Verbandes mit der Herstellung oder Änderung der Grund-

stücksentwässerungsanlage beginnt. 
4. entgegen den Vorschriften des § 15 Abwässer in die öffentliche Entwässerungsanlage einleitet. 
 

§ 21 
Anordnungen für den Einzelfall; Zwangsmittel 

(1) Der Verband kann zur Erfüllung der nach dieser Satzung bestehenden Verpflichtungen, Anordnungen 
für den Einzelfall erfassen. 

(2) Für die Erzwingung der in dieser Satzung vorgeschriebenen Handlungen, eines Duldens oder Unter-
lassens gelten die Vorschriften des Thüringer Verwaltungszustellungs- und Vollstreckungsgesetzes. 

 
§ 22 

Inkrafttreten 
Diese Satzung tritt am Tage nach ihrer Bekanntmachung in Kraft. Gleichzeitig tritt die Entwässerungs-
satzung vom 26.01.1993 mit ihren Änderung außer Kraft. 
 

ausgefertigt am: 
 
Teistungen, 20. Dezember 2002 
 
gez. Dornieden       ( Siegel ) 
Verbandsvorsitzender   
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Zweckverband Wasserversorgung und Abwasserentsorgung Obereichsfeld 
 
6. Änderungssatzung  zur Beitrags- und Gebührensatzung zur Entwässerungs-
satzung (BGS – EWS) des Zweckverband Wasserversorgung und Abwasser-
entsorgung Obereichsfeld 
 
Aufgrund der §§ 19 und 20 der Thüringer Gemeinde- und Landkreisordnung (ThürKO) vom 14.04.1998 
(GVBl. S. 73), der §§ 20 und 23 des Gesetzes über die kommunale Gemeinschaftsarbeit (ThürKGG) vom 
11.06.1992 (GVBl. S. 232), zuletzt geändert durch das Gesetz vom 18.07.2000 (GVBl. S. 178), und der §§ 1, 
2, 7 und 12 des Thüringer Kommunalabgabengesetzes (ThürKAG) vom 19.09.2000 (GVBl. S. 301), zuletzt 
geändert durch Gesetz vom 19.12.2000 (GVBl. S. 418), hat die Verbandsversammlung des Zweckverbands 
Wasserversorgung und Abwasserentsorgung Obereichsfeld in ihrer Sitzung vom 05.12.2002 folgende 6. 
Änderungssatzung beschlossen: 
 

Artikel 1 
 
§ 6 (Beitragsmaßstab) wird wie folgt geändert: 
 
Absatz 3 Nr. 1 wird wie folgt geändert: 
 
1. bei Grundstücken, die in einer der baulichen oder  gewerblichen Nutzung vergleichbaren Weise genutzt 

werden können (z. B. Friedhöfe, Sportanlagen, Campingplätze, Freibäder, Stellplätze oder Dauerklein-
gärten) oder untergeordnet bebaut oder untergeordnet gewerblich genutzt sind,  1,0 

 
Absatz 4 Nr. 3 wird gestrichen. 
 

Artikel 2 
Alle übrigen Bestimmungen der Beitrags- und Gebührensatzung zur Entwässerungssatzung vom 29.06.1998 
in der Fassung der 5. Änderungssatzung vom 21.06.2001 bleiben in Form und Fassung unberührt. 
Diese 6. Änderungssatzung tritt mit Wirkung zum 01.01.2003 in Kraft. 

 

ausgefertigt: 

Heiligenstadt , den 23.12.2002 
 
 
gez. Föllmer 
Verbandsvorsitzender      ( Siegel ) 
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Zweckverband Industrie- und Gewerbepark „Am Ohmberg“ 
  
Haushaltssatzung des Zweckverbandes Industrie- und Gewerbepark 
„Am Ohmberg“ Landkreis Eichsfeld für das Haushaltsjahr 2002 
 
Auf Grund der §§ 55 ff der Thüringer Gemeinde- und Landkreisordnung (Thüringer Kommunalordnung -
ThürKO-), in der Fassung der Bekanntmachung vom 14. April 1998 (GVBL.S.73), geändert durch Gesetz 
vom 18. Juli 2000 (GVBL.S.177) erlässt der Zweckverband Industrie- und Gewerbepark „Am Ohmberg“ 
folgende Haushaltssatzung: 
 

§ 1 
Der als Anlage beigefügte Haushaltsplan für das Haushaltsjahr 2002 wird hiermit festgesetzt; er schließt im 
Verwaltungshaushalt 
 in den Einnahmen und  
 Ausgaben mit       1.600,00 € 
und im Vermögenshaushalt 
 in den Einnahmen und 
 Ausgaben mit          -          € 
ab. 
 

§ 2 
Kreditaufnahmen für Investitionen und Investitionsförderungsmaßnahmen sind nicht vorgesehen. 
 

§ 3 
Verpflichtungsermächtigungen im Vermögenshaushalt werden nicht festgesetzt. 
 

§ 4 
Steuerhebesätze werden nicht festgesetzt. 
 

§ 5 
Der Höchstbetrag der Kassenkredite zur rechtzeitigen Leistung von Ausgaben nach dem Haushaltsplan wird 
auf 500 Euro festgesetzt. 
 

§ 6 
entfällt. 
 

§ 7 
Diese Haushaltssatzung tritt mit dem 1. Januar 2002 in Kraft. 
 
Bischofferode 
Zweckverband Industrie- und Gewerbepark „Am Ohmberg“ 
 
 
gez. Mumdey                                                                (Siegel) 
Verbandsvorsitzender 
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